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Zusammenfassung  

In Zeiten des Klimawandels erbringen Frei- und Grünflächen wichtige Ökosystemleistun-

gen. Daher ist der sparsame Umgang mit Bodenressourcen und die Begrenzung der Ver-

siegelung unerlässlich. Doch sind Böden angesichts steigender Bodenpreise, knapper 

kommunaler Kassen sowie Druck auf dem Wohnungsmarkt eine stark umkämpfte Res-

source. Dies stellt Kommunen in Deutschland und Frankreich vor große Herausforderun-

gen. Die vorliegende Studie zeigt anhand der Beispiele aus Siegen und Wattrelos auf, wie 

eine aktive Flächenerwerbspolitik zur Renaturierung und Aufwertung städtischer Räume 

beiträgt und welche Hürden dabei zu überwinden sind. Im direkten Vergleich untersucht 

sie dazu die Potenziale und Grenzen der französischen Établissements publics fonciers 

(EPF) und deutschen Bodenfonds für die Freiraumentwicklung und plädiert für den Ausbau 

und die Anpassung dieser Instrumente für den kommunalen Flächenerwerb.  

Summary  

In times of climate change, open and green spaces provide important ecosystem services. 

It is therefore essential to use land resources sparingly and to limit soil sealing. However, 

in view of rising land prices, tight municipal budgets and pressure on the housing market, 

land is a highly contested resource, which poses major challenges for local authorities  in 

Germany and France. This study uses the examples of Siegen and Wattrelos to discuss 

how an active land acquisition policy contributes to the renaturalisation and upgrading of 

urban spaces and the challenges encountered in the process. In a direct compa rison, it 

analyses the potential and limitations of the French Établissements publics fonciers (EPF) 

and the German Bodenfonds for open-space development and argues for the expansion 

and adaptation of these instruments for municipal land acquisition.  

 

 

Hinweis: 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das Deutsch-Französi-

sche Zukunftswerk im Rahmen der Strategie „Forschung und Nachhaltigkeit“ (FONA) 
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den Inhalt dieser Veröffentlichung liegt bei den Autor:innen.  

 

 

 Danksagung  
 

Die Autor:innen möchten sich bei den Interviewpartner:innen der Berliner Immobilien 
Management, des Etablissement Public Foncier Hauts-de-France sowie der Abteilung 
Stadtentwicklung, -planung und Liegenschaft der Stadt Siegen bedanken. Ihre wertvol-
len Einblicke und die geteilten Erfahrungen waren von unschätzbarem Wert für diese 
Arbeit. Besonderer Dank gilt Guillaume Fauvet und Ricarda Pätzold, deren bodenpoliti-
sche Expertise maßgeblich zur Einordnung und Vertiefung des Themas beigetragen hat . 
Thomas Spinrath und Clara Menke danken wir für die gemeinsame Reflexion und den 
kritischen Austausch. Weiterer Dank gebührt den Mitgliedern des Resonanzraums, die 
sich in den Arbeitsgruppen zum Thema Freiflächen engagiert haben, sowie Aurélie Mar-
sano für die redaktionelle Unterstützung. 

http://www.fona.de/


R
IF

S
 S

tu
d

y
 

O
k
to

b
e

r 
2

0
2

4
 

W
ie

 v
ie

l 
s

in
d

 u
n

s
 F

re
if

lä
c

h
e

n
 w

e
rt

?
: 

B
o

d
e

n
p

o
li
ti

k
 f

ü
r 

d
ie

 F
re

ir
a

u
m

e
n

tw
ic

k
lu

n
g

 i
n

 D
e

u
ts

c
h

la
n

d
 u

n
d

 F
ra

n
k
re

ic
h

 

3  

 

Inhaltsverzeichnis 

1 Einführung 5 

2 Bodenpolitische Strategien für die (sub)urbane Freiraumentwicklung 7 

2.1 Erwerbspolitik als zentraler Hebel 7 

2.2 Siegen und Wattrelos: aktive Erwerbspolitik in der Praxis 9 

2.3 Hürden kommunaler Erwerbspolitiken 13 

3 EPF und Bodenfonds als unterstützende Strukturen? 17 

3.1 Ganzheitliche Begleitung durch EPF 17 

3.2 Flexiblere Erwerbspolitik durch Bodenfonds 21 

3.3 Denkbare Anpassungen 23 

4 Schlussbetrachtung 25 

Glossar 26 

Quellenverzeichnis 27 

Autor:innen 34 

  



R
IF

S
 S

tu
d

y
 

O
k
to

b
e

r 
2

0
2

4
 

W
ie

 v
ie

l 
s

in
d

 u
n

s
 F

re
if

lä
c

h
e

n
 w

e
rt

?
: 

B
o

d
e

n
p

o
li
ti

k
 f

ü
r 

d
ie

 F
re

ir
a

u
m

e
n

tw
ic

k
lu

n
g

 i
n

 D
e

u
ts

c
h

la
n

d
 u

n
d

 F
ra

n
k
re

ic
h

 

4  

 

 

Abbildungen 

Abbildung 1: Das Prinzip der doppelten Innenentwicklung 8 

Abbildung 2: Stadträumliche Lage des Herrengartens 10 

Abbildung 3: Entwicklung der Eigentumsverhältnisse des PCUK-Geländes 11 

Abbildung 4: Hemmende Faktoren bei der Entwicklung urbanen Grüns im Rahmen der 

Innentwicklung 12 

Abbildung 5: Verzahnung der Instrumente bei der kommunalen Erwerbspolitik 14 

Abbildung 6: Bedeutung verschiedener finanzieller Mittel bei der Grünflächenentwicklung

 16 

Abbildung 7: Zuständigkeitsbereiche von EPFE und EPFL im Januar 2023  18 

Abbildung 8: Aufgabenbereiche von EPF 19 

Abbildung 9: Bilanz von Grundstücksgeschäften von EPF 20 

Abbildung 10: Vertragsmodell des BBF 23 

Tabellen 

Tabelle 1: Einflussmöglichkeiten bei der Freiraumentwicklung nach 

Eigentumsverhältnissen 9 

  



R
IF

S
 S

tu
d

y
 

O
k
to

b
e

r 
2

0
2

4
 

W
ie

 v
ie

l 
s

in
d

 u
n

s
 F

re
if

lä
c

h
e

n
 w

e
rt

?
: 

B
o

d
e

n
p

o
li
ti

k
 f

ü
r 

d
ie

 F
re

ir
a

u
m

e
n

tw
ic

k
lu

n
g

 i
n

 D
e

u
ts

c
h

la
n

d
 u

n
d

 F
ra

n
k
re

ic
h

 

5  

 

1 Einführung 

„Wenn man mehr Grünflächen in die Stadt bringen 
will, muss man ihnen einen Wert verleihen.“ (Mit-

arbeiter des EPF Hauts-de-France, 2023) 

Städtische Freiräume dienen der Erholung der Stadtgesellschaft, fördern die Biodiversität 

und leisten einen immensen Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel. In den letzten 

Jahren hat sich angesichts steigender Temperaturen und extremer Wetterereignisse die 

Notwendigkeit einer anspruchsvollen Freiraumentwicklung dramatisch verstärkt. Einige 

Städte haben sich daher dazu entschlossen, ihre Innenstädte zu entsiegeln und somit die 

Lebensqualität für Menschen zu verbessern. Zum Beispiel hat Siegen in Nordrhein-West-

falen mit der Entsiegelung des Flusses Sieg und einer weiteren innerstädtischen Fläche 

eine grüne Oase in der Innenstadt geschaffen. Die Gemeinde Wattrelos in der Region 

Hauts-de-France hat kontaminierte Böden erfolgreich renaturiert und zum Netzwerk natür-

licher und naturnaher Flächen in einer Metropolregion beigetragen. 

In Zeiten knapper Kassen sind solche Vorhaben für Kommunen jedoch eine erhebliche 

finanzielle Belastung. Kommunen benötigen Flächen in eigenem Besitz, die sie langfristig 

für Freiräume nutzen können. Doch werden die verfügbaren kommunalen Flächenreserven 

immer knapper und müssen zudem für den gemeinwohlorientierten Wohnungsbau, Schu-

len, Kulturstätten und andere Nutzungen zur Verfügung stehen. Kommunen sind genötigt, 

hier Prioritäten zu setzen. Ebenso müssen sie sich die grundlegende Frage stellen, ob sie 

Flächen, die in privater Hand liegen – durch Ankauf oder durch Auflagen – zur Begrünung 

und öffentlichen Zugänglichkeit mobilisieren können.  

In der wissenschaftlichen Debatte ist die Bodenpolitik traditionell unterbelichtet  (Buhot, 

2012, S. 5). Sie gewinnt jedoch in größeren zeitlichen Abständen immer dann an Bedeu-

tung, wenn massive Umstrukturierungsprozesse in der Gesellschaft und dem städtischen 

Raum stattfinden (Heinz & Belina, 2019, S. 7). In den letzten Jahren haben dementspre-

chend verschiedene Autor:innen Artikel, Gutachten und Studien zur Bodenpolitik veröffent-

licht, doch liegt der Fokus hauptsächlich auf der Baulandmobilisierung (Adrian et al., 

2021), dem Wohnungsbau (Persyn, 2014), dem Naturschutz (Friege et al., 2021; Lunaud 

et al., 2018) oder der Landwirtschaft (Prunzel-Ulrich, 2018; Torre et al., 2023). In Frank-

reich diskutieren Planungsleitfäden und Analysen die Frage der Bodenpolitik insbesondere 

im Kontext des Ziels Zéro artificialisation nette (ZAN) – dem gesetzlich festgeschriebenen 

Ziel zur Reduzierung des Flächenverbrauchs auf Netto-Null bis 2050 (Chevrier et al., 2022; 

Fortin et al., 2023). Die Bedeutung der Bodenpolitik für die Entwicklung städtischer Frei-

räume wird in allen Betrachtungen, wenn überhaupt, nur implizit als Teil der öffentlichen 

Infrastruktur behandelt (Holm & Horlitz, 2022, S. 5). Zwar gibt es besonders in Frankreich 

Planungsleitfäden oder Instrumente für die Praxis, die Einblicke in das Vorgehen und die 

Hürden bei der Anwendung bodenpolitischer Instrumente auch für die (sub)urbane Frei-

raumentwicklung bieten (Agence française pour la biodiversité, 2017; Parcs naturels régi-

onaux de France, 2016). Eine systematische Untersuchung darüber, wie Kommunen 

Grundstücke für die Freiraumentwicklung erwerben und welche Hürden dabei auftreten, ist 

jedoch in beiden Ländern kaum zu finden. Die Zusammenhänge zwischen Eigentumsstruk-

turen und der Entwicklung und Qualifizierung von Frei- und Grünräumen sind nicht nur im 

binationalen, sondern auch im internationalen Kontext unterbelichtet (Colding et al., 2020, 

S. 3). 

Hier setzt das Deutsch-Französische Zukunftswerk mit seiner Arbeit an. Im Jahr 2023 hat 

es unter dem Motto „Stadtraum umnutzen und -verteilen!“ eine Handlungsempfehlung zur 

Bodenpolitik entwickelt. Diese schlägt vor, bodenpolitische Instrumente nachhaltig auszu-

richten. Konkret sollen rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen angepasst werden, 

um den Flächenankauf für den Erhalt und die Entwicklung städtischer Grün- und Freiflä-

chen zu erleichtern. Zudem beinhaltet die Empfehlung den Aktionsvorschlag, die Instru-

mente für den kommunalen Flächenerwerb, insbesondere die französischen Établisse-

ments publics fonciers (EPF) – zu Deutsch Öffentliche Einrichtungen des Bodens – und 

die deutschen Bodenfonds, auszubauen und anzupassen. Dadurch können Kommunen in 

die Lage versetzt werden, Flächen ankaufen zu können, um Freiräume zu entwickeln und 

zu erhalten. Mit der vorliegenden Studie unterfüttern und konkretisieren wir sowohl die 

Empfehlung als auch den Aktionsvorschlag. Durch ihre Veröffentlichung auf deutsch und 
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französisch bietet sie zudem konkrete Einblicke in die Bodenpolitik des jeweils anderen 

Landes. 

Wir definieren Freiräume als öffentlich zugängliche Flächen im (sub)urbanen Raum ohne 

Bebauung. Dabei betrachten wir explizit nicht nur die Sicherung bestehender Flächen, 

sondern auch die Umwandlung von privaten Brachflächen oder bebauten Flächen in öf-

fentliche Freiräume. Bodenpolitik fassen wir weit und verstehen darunter, angelehnt an 

Davy (2018), alle Maßnahmen der Kommunen, die die Nutzung, den Wert und die Vertei-

lung des Bodens beeinflussen. In Deutschland und Frankreich werden darunter sehr un-

terschiedliche Maßnahmen und Instrumente erfasst. 

In einem ersten Teil diskutieren wir anhand der Beispiele aus Siegen und Wattrelos die 

Bedeutung der kommunalen Bodenpolitik für die Freiraumentwicklung. Dabei gehen wir 

auf die Notwendigkeit einer aktiven Erwerbspolitik und die dabei für die Kommunen auftre-

tenden Hürden ein. In einem zweiten Teil diskutieren wir, inwieweit EPF (Établissements 

publics fonciers) in Frankreich und Bodenfonds in Deutschland die Arbeit der Kommunen 

erleichtern können. Dabei beziehen wir uns in erster Linie auf den Berliner Bodenfonds, 

den Berliner Ankaufsfonds und den EPF Hauts-de-France. Im direkten Vergleich diskutie-

ren wir, wie diese Instrumente zukünftig auf die Hürden der Freiraumentwicklung in beiden 

Ländern ausgerichtet werden können. 

Methodisch basiert diese Studie in einem ersten Schritt auf dem transdisziplinären  und 

kokreativen Ansatz der Zukunftswerks. Zunächst untersuchten wir durch Feldforschung 

und kuratierte Online-Dialoge die Chancen und Herausforderungen deutscher und franzö-

sischer Kommunen in der Umsetzung von Projekten nachhaltiger Stadtentwicklung. Auf 

der Basis der so gewonnenen Erkenntnisse erarbeiteten wir in einem 7-monatigen Prozess 

zusammen mit 50 deutschen und französischen Expert:innen aus Partnerkommunen, Zi-

vilgesellschaft, Verwaltung und Wissenschaft sieben Handlungsempfehlungen1 an die je-

weiligen Regierungen. Die Online- und Offline-Treffen der Mitglieder des Prozesses be-

zeichnen wir als Resonanzräume. Die grenzüberschreitende Perspektive eröffnet einer-

seits neue Einsichten und Inspiration aus der lokalen Praxis. Andererseits bietet sie die 

Möglichkeit, unterschiedliche nationale Kontexte zu vergleichen und ihren Einfluss auf lo-

kales Handeln zu verstehen. Die Handlungsempfehlung zur Bodenpolitik ist zugleich Aus-

gangspunkt und Grundlage für diese Studie.  

In einem zweiten Schritt haben wir weitere vertiefende qualitative Daten erhoben. Dazu 

dienten Literaturrecherche, Dokumentenanalysen, Feldforschung, Dokumentationen der 

Resonanzräume sowie semistrukturierte leitfadengestützte Interviews mit Expert:innen. 

Die untersuchte Literatur beinhaltet sowohl wissenschaftliche Studien als auch graue Lite-

ratur wie z. B. Planungsleitfäden oder Studien zur Innenentwicklung und zum Grünflächen-

management.  

Konkrete Anwendungsbeispiele einer Bodenpolitik, die auf die Freiraumentwicklung aus-

gerichtet sind, sind schwierig zu finden. Die Stadt Siegen war Partnerstadt des Zukunfts-

werks im zweiten Zyklus und wurde daher als Fallbeispiel ausgewählt. Auf die Arbeit des 

EPF Hauts-de-France wurden wir von einem Mitglied der Resonanzräume aufmerksam 

gemacht. Wir haben das Projekt des PCUK-Geländes (ehem. Fabrik Produits Chimiques 

Ugine Kuhlmann) des EPF Hauts-de-France in Wattrelos ausgewählt, weil es insbesondere 

von Baldin (2022) bereits gut ausgearbeitet wurde. Den Berliner Ankaufsfonds haben wir 

untersucht, weil er der einzige Fonds ist, den wir finden konnten, der exp lizit auch auf die 

Entwicklung von Grünflächen ausgerichtet ist.   

 

1
 Die Handlungsempfehlungen sind auf der Webseite des Zukunftswerks einsehbar: https://df-zukunftswerk.eu/bodenpolitische-in-

strumente-nachhaltig-ausrichten 

https://df-zukunftswerk.eu/bodenpolitische-instrumente-nachhaltig-ausrichten
https://df-zukunftswerk.eu/bodenpolitische-instrumente-nachhaltig-ausrichten
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2 Bodenpolitische Strate-
gien für die (sub)urbane 
Freiraumentwicklung  

Der Boden leistet einen zentralen ökologischen Beitrag zur Stadtentwicklung, weil er so-

wohl ober- als auch unterirdisch einen Lebensraum für Pflanzen, Tiere und Menschen bie-

tet. Städte und Gemeinden stehen daher heute vor der Aufgabe, die Flächenversiegelung 

und damit die Zerstörung der natürlichen Bodenfunktionen zu begrenzen. In Frankreich 

steht deshalb derzeit das Konzept der Sobriété foncière, zu Deutsch Flächensuffizienz, 

also ein sparsamer Verbrauch des Bodens, im Mittelpunkt fachlicher Diskussionen.1 Die 

Verabschiedung des ZAN hat die Debatte weiter intensiviert. 2 Obwohl Deutschland früh 

angefangen hat, seine Flächenversiegelung zu reduzieren, hat die Bundesregierung bis 

heute kein vergleichbares Ziel gesetzlich festgeschrieben (Fortin et al., 2023, S. 9). 

Zur Reduzierung des Flächenverbrauchs setzen beide Länder gleichermaßen auf die Kon-

version von Brachflächen bzw. die Nachverdichtung mindergenutzter Flächen, z. B. durch 

die Umwandlung ehemaliger Militärgelände in Wohngebiete oder die Aufstockung inner-

städtischer Wohngebäude (Fortin et al., 2023, S. 16). Freiräume dienen dabei nicht nur 

der Entsiegelung von Flächen und dem Bodenschutz. Sie können ebenso die Akzeptanz 

der Bevölkerung für die zunehmende Verdichtung der Städte fördern und die Lebensqua-

lität sichern (Fournier, 2020). Denn indem kleine Flächen in dicht besiedelten Quartieren 

Frischluft produzieren und größere Freiräume Frischluft aus dem Umland in die Innen-

städte bringen, leisten Freiräume einen wichtigen Beitrag zur Klimaanpassung. Zahlreiche 

Studien zeigen, dass dieser Effekt auch für die Gesundheit der Menschen wichtig ist, da 

Freiräume Hitzestress reduzieren und – wenn sie begrünt sind – die Luft reinigen (Schubert 

et al., 2019, S. 10f.). Neben den gesundheitlichen Aspekten erfüllen Freiräume für Men-

schen unterschiedliche soziale Funktionen, z. B. als Treffpunkt, zum Sport treiben, zum 

Spazierengehen oder als Raum für Naturerlebnisse. Dazu werden vor allem Freiräume in 

der eigenen Nachbarschaft aufgesucht (Gehl & WEEBER+PARTNER, 2023, S. 12ff.). So 

können Freiräume insbesondere in Klein- und Mittelstädten die Innenstädte beleben und 

damit auch wirtschaftlich aufwerten (Habermann-Nieße et al., 2015, S. 40). Sowohl in 

Frankreich als auch in Deutschland gewinnt daher die Freiraumentwicklung in verdichteten 

Städten aus ökologischer, ökonomischer und sozialer Sicht an Bedeutung (Becker et al., 

2017, S. 6). Der Fachdiskurs in Deutschland bezeichnet diese gleichzeitige Verdichtung 

und Schaffung von qualitativ hochwertigen Freiflächen konzeptionell als „doppelte Innen-

entwicklung“ (Böhm et al., 2016, S. 15).3 

2.1 Erwerbspolitik als zentraler Hebel 

Um eine qualitativ hochwertige Entwicklung zu gewährleisten, müssen Kommunen Flächen 

z. B. durch Anpflanzungen oder Gestaltungsmaßnahmen qualifizieren und unterschiedliche 

Nutzungsansprüche koordinieren. Gleichzeitig führt die begrenzte Verfügbarkeit von Bau-

land zu einer verstärkten Konkurrenz der Freiräume mit verschiedenen anderen städti-

schen Nutzungen wie Wohnen oder Gewerbe. In einer Befragung von 80 deutschen Groß-

städten haben 70% der Befragten bauliche Nutzungskonkurrenzen als größte Hürde für 

die Entwicklung von Grünflächen in der Innenentwicklung genannt und als besonders wich-

tig bewertet (Böhm et al., 2016, S. 105). 

  

 

1
 Auf der Seite der Federation nationale des agences d’urbanisme  (FNAU), der französischen nationalen Vereinigung von Planungs-

büros finden sich bspw. mehr als 50 Veröffentlichungen zum Thema ZAN oder sobriété foncière aus den letzten 7 Jahren. Auch in 

den Gesprächen mit den französischen Expert:innen und des EPF wurde das Thema vorangestellt. 
2
 Auf der Website des Deutsch-Französischen Zukunftswerks finden Sie ein Factsheet zum ZAN: https://df-zukunftswerk.eu/facts-

heets  
3
 Die sog. „Innentwicklung“ ist im Leitbild und in den Instrumenten des deutschen Städtebaurechts begrifflich gefasst, während ein 

vergleichbarer Begriff in Frankreich nicht verwendet wird. Mittlerweile spricht man sogar von einer „dreifachen Innenentwicklung“, 

um die Notwendigkeit der gemeinsamen Planung und Gestaltung von Mobilitätsflächen, Grünflächen und baulicher Verdichtung zu 

unterstreichen. Der französische Begriff des developpement de l'urbanisation vers l'interieur  existiert zwar, wird allerdings nur in 

der Schweiz verwendet (Stokar et al., 2020). 

https://df-zukunftswerk.eu/factsheets
https://df-zukunftswerk.eu/factsheets
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A B B I L D U N G  1 :  D A S  P R I N Z I P  D E R  D O P P E L T E N  I N N E N E N T W I C K L U N G  

 

Eigene Darstellung nach (Böhm et al., 2016, S. 16) 

Genau in der Lösung dieser Nutzungskonflikte bzw. -konkurrenzen liegt die Aufgabe der 

Bodenpolitik. Davy definiert Bodenpolitik als alle staatlichen und kommunalen Maßnah-

men, „die den Wert, die Nutzung und die Verteilung des Bodens beeinflussen “ (Davy, 

2018, S. 268). Ein ähnliches Verständnis liegt der politique foncière zugrunde (vgl. Persyn, 

2015). Häufiger wird im Französischen jedoch von der Maitrise foncière, der Kontrolle über 

den Boden, gesprochen. 

Der Begriff der Bodenpolitik umfasst somit eine Vielzahl unterschiedlicher Maßnahmen. So 

können bauplanungsrechtliche Instrumente wie der Plan local d‘urbanisme (PLU) in Frank-

reich oder der Bebauungsplan in Deutschland die Nutzung z. B. als öffentliche Grünfläche 

festlegen. Durch die Ausübung des Vorkaufsrechts kann eine Kommune ein unbebautes 

Grundstück für die Freiraumentwicklung aufkaufen und so die Verteilung des Bodens be-

einflussen. Letztlich bestimmen all diese Maßnahmen auch den Wert des Bodens, da je 

nach Art und Maß der Nutzung sehr unterschiedliche Bodenpreise am Markt erzielt werden 

können. 

Gerade die Beeinflussung des Bodenwertes ist ein entscheidender Faktor bei der Frei-

raumentwicklung. Im Gegensatz zu Bauland können Grün- und Freiflächen nur begrenzt 

finanzielle Erträge erwirtschaften. Zudem verursachen sie vor allem durch ihre Qualifizie-

rung und Pflege zusätzliche Kosten. Diese Kosten werden neben baulichen Nutzungskon-

kurrenzen beispielsweise in deutschen Großstädten als eines der größten Hemmnisse für 

die Entwicklung urbanen Grüns benannt (Böhm et al., 2016, S. 105). „Grünflächen sind 

Flächen, die Geld kosten und den Kommunen nichts einbringen“, betonte Guillaume Fau-

vet, Experte für Bodenpolitik beim Cerema, dem Studienzentrum für Risikobewertung, Um-

welt, Mobilität und Ausbau der französischen Ministerien, im Gespräch mit uns. Auch Ri-

carda Pätzold, Expertin für Bodenpolitik beim DIfU (Deutschen Institut für Urbanistik), be-

tonte, dass die langfristigen Pflegekosten von fast noch größerer Bedeutung sind als die 

Kosten für den Grundstücksankauf. 

Beide Expert:innen erläutern, dass diese finanzielle Prämisse dazu führt, dass bodenpoli-

tische Maßnahmen wie z. B. Planungsinstrumente, die die Nutzung als Grünfläche festset-

zen, ohne Flächenerwerb schnell an ihre Grenzen stoßen. Kommunen können zwar einen 

privaten Eigentümer dazu verpflichten, seine Fläche öffentlich zugänglich zu machen und 

sich an den Entwicklungskosten zu beteiligen (z. B. durch einen sogenannten „städtebau-

lichen Vertrag“). Eine Verpflichtung zur vollständigen Widmung, Qualifizierung und dauer-

haften Pflege dieser Flächen ist jedoch in der Regel weder rechtlich noch finanziell zumut-

bar. Die Ausweisung einer Fläche als Freifläche führt für private Eigentümer:innen zudem 

zu einem erheblichen Wertverlust. Es ist daher nicht verwunderlich, dass in der bereits 

zitierten Umfrage unter deutschen Großstädten die „mangelnde Akzeptanz von Investoren“ 

als besonders relevantes Hemmnis für die Entwicklung urbanen Grüns bewertet wird 

(Böhm et al., 2016, S. 105). Insbesondere mit voranschreitender Innenentwicklung und 

wachsendem Druck auf die Bodenmärkte dürften viele Eigentümer:innen Planungen juris-
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tisch anfechten und verstärkt auf Baubegehren zurückgreifen. Schließlich kann eine Kom-

mune, die eine Fläche im PLU oder Bebauungsplan als Grünfläche oder nicht bebaubare 

Fläche ausweist, zum Ankauf der Fläche verpflichtet sein. 1 

Gerade hier zeigt sich: Will eine Kommune eine Freiraumentwicklung betreiben, die den 

steigenden Anforderungen der doppelten Innenentwicklung gerecht wird, spielt das Eigen-

tum eine zentrale Rolle. Während die Kommune bei privatem Grundbesitz auf Vorgaben in 

Planwerken, Beratungen und Partnerschaften zurückgreifen muss, kann sie bei eigenem 

Grundbesitz sowohl die Nutzungszuweisung als auch die Gestaltung und Pflege frei be-

stimmen (s. Tab. 1). Frerichs et. al. betonen zu Recht: „Kommunale Liegenschaftspolitik 

als strategischer Steuerungsansatz ist das wirksamste Mittel, um Qualitäten zu sichern 

und weiterzuentwickeln.“ (Frerichs et al., 2018, S. 39). 

T A B E L L E  1 :  E I N F L U S S M Ö G L I C H K E I T E N  B E I  D E R  F R E I R A U M E N T W I C K L U N G  N A C H  

E I G E N T U M S V E R H Ä L T N I S S E N  

 

Private Fläche Fläche im Besitz der Kommune 

Art der Einfluss-
möglichkeiten 

Beratungsangebote Nutzungszuschreibung 

Öffentlich-private Partnerschaften Gestaltung 

Eingriffs-Ausgleichsregelung in den 
Bebauungsplänen (Kompensation) 

Pflege 

Eigene Darstellung nach (Biercamp et al., 2018, S. 13) 

Da die meisten französischen und deutschen Kommunen kaum noch über eigenen Grund-

besitz verfügen (vgl. Adrian et al., 2021, S. 8f.; Chevrier et al., 2022), wird mit fortschrei-

tender Verdichtung auch eine verstärkte Erwerbspolitik erforderlich, um Freiräume nicht 

nur zu sichern, sondern auch in der notwendigen Quantität und Qualität zu entwickeln. In 

der bereits erwähnten Umfrage bewerteten die befragten Großstädte neben den baulichen 

Nutzungskonkurrenzen und den Herausforderungen der Finanzierung das private Flächen-

eigentum mit knapp 42 % als eines der größten und wichtigsten Hemmnisse (Böhm et al., 

2016, S. 105). In einer Befragung von 70 Städten und Gemeinden in Frankreich im Jahr 

2020 wird ebenso die Bedeutung des Eigentums und einer aktiven Erwerbspolitik deutlich: 

Als häufigste Schwierigkeit bei der Steuerung und Begrenzung der Versiegelung wird die 

„komplexere Maitrise foncière“, die Kontrolle über den Boden, genannt (Larramendy & 

Dagois, 2020, S. 30). Bei der Frage, welche nicht-planerischen Instrumente zur Begren-

zung der Versiegelung und zur Entwicklung von Stadtgrün eingesetzt werden, benennen 

die Städte vorrangig die Instrumente einer aktiven Erwerbspolitik mit dem Ankauf von Frei-

flächen (41 % der Nennungen) und verschiedenen Formen des Vorkaufsrechts (14-44 %) 

(Larramendy & Dagois, 2020, S. 40). 

Eine aktive Bodenpolitik ist daher nicht nur, wie bisher im Fachdiskurs betont, für den 

(sozialen) Wohnungsbau, sondern insbesondere auch für die Freiraumentwicklung in 

(sub)urbanen Räumen essenziell (Becker et al., 2017, S. 126). Der konkrete quantitative 

Bedarf an Fläche dürfte jedoch stark von den örtlichen Gegebenheiten abhängen und sollte 

in gesonderten, lokalen Studien untersucht werden.  

2.2 Siegen und Wattrelos: aktive Erwerbspolitik in 
der Praxis 

Ein häufig zitiertes Referenzbeispiel für ganzheitliche und langfristige erwerbspolitische 

Strategien in Deutschland ist die Stadt Ulm. Die baden-württembergische Stadt verfolgt 

seit Ende des 19. Jahrhunderts die Strategie, Bauland nur dann über planungsrechtliche 

Instrumente zu schaffen, wenn die Kommune Eigentümerin der Flächen ist. Auf diese 

Weise kann die Kommune bestimmte Bedingungen an den Grundstücksverkauf knüpfen, 

wie z. B. einen Anteil an sozialem Wohnungsbau. Die Stadt Ulm selbst betont bei der Be-

schreibung dieses Ansatzes, dass stadteigene Grundstücke einen wichtigen Beitrag zum 

 

1
 Dies ist z. B. der Fall, wenn die Kommune ein emplacement réservé im PLU oder Grünflächen in einem Bebauungsplan ausweist 

(siehe Artikel L152-2 des code de l'urbanisme) bzw. die Durchführung dieser Vorgabe für einen Eigentümmer wirtschaftlich unzu-

mutbar ist (siehe §40 BauGB). 
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Umwelt- und Naturschutz leisten, „weil es immer einfacher ist, auf eigenen und damit im-

mer verfügbaren Flächen sinnvoll erscheinende Maßnahmen umzusetzen“ (Stadt Ulm). 

Insgesamt stellt die Ulmer Bodenpolitik in ihrer Langfristigkeit und ihrem Umfang jedoch 

eine Ausnahme dar und lässt sich nicht ohne weiteres replizieren. Darüber hinaus gibt es 

auch andere Kommunen wie Siegen oder Wattrelos, die den Flächenerwerb gezielt nutzen, 

um ihre Freiraumentwicklung voranzutreiben. 

Eine neue Lebensqualität in Siegen 

Siegen ist eine vom Bergbau geprägte Arbeiterstadt. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 

die zerstörte Stadt wieder aufgebaut, wobei das Auto in den Mittelpunkt der Stadtentwick-

lung rückte. Seitdem prägen große Verkehrsachsen das Stadtbild. Grünflächen oder 

Plätze, die zum Verweilen einladen, sind rar. Seit einigen Jahren verfolgt die Stadt jedoch 

das Ziel, ihre Innenstadt zu stärken: zum einen durch den Umzug der Universität vom 

Stadtrand in die Innenstadt, zum anderen durch die Aufwertung und Schaffung neuer Frei- 

und Grünflächen. Bereits 2011 hat sie mit dem Abriss der Siegplatte, einem Parkplatz auf 

einer Betonplatte, die den Fluss Sieg abdeckt, sowie der Freilegung und Renaturierung 

der Sieg eine umfassende Umgestaltung der Innenstadt eingeleitet. Sie entwickelt zudem 

einen neuen Freiraum am Flussufer: den sogenannten Herrengarten (s. Abb. 2). Ursprüng-

lich eine Gartenanlage aus dem 17. Jahrhundert, wurde das Areal in den 1960er Jahren 

mit einem mehrstöckigen Geschäftshaus bebaut. Sei t langem war es erklärtes Ziel der 

Politik, die Freifläche an dieser Stelle wiederherzustellen. 1 

A B B I L D U N G  2 :  S T A D T R Ä U M L I C H E  L A G E  D E S  H E R R E N G A R T E N S  

 

Eigene Darstellung, Kartengrundlage: Geoportal NRW 

Das Grundstück mit dem Geschäftshaus befand sich in Privatbesitz. Die Stadt erwarb 2013 

den nordöstlichen Gebäudeteil durch Ausübung eines Vorkaufsrechts und 2016 den süd-

westlichen Gebäudeteil in freien Verhandlungen (Universitätsstadt Siegen, 2019, S. 15). 

Die Städtebauförderung des Bundes erstattete nachträglich die Mittel für den Grunderwerb 

und finanzierte den Planungswettbewerb, den Abriss und die Neugestaltung des Parks. 

Die Interviewpartnerin der Stadtverwaltung Siegen würdigte die enge Abstimmung mit der 

Städtebauförderung und die dadurch erzeugte Sicherheit bezüglich der Bereitstellung der 

Fördermittel als ein Erfolgsfaktor des Projektes (Mitarbeiterin Stadt Siegen, 2023). 

Mit der vollständigen Übernahme des Gebäudes begann die Entwicklung der Freif läche. 

Nach dem Auszug der letzten Mieter:innen im Jahr 2021 wurde das Gebäude abgerissen. 

 

1
 Im Integrierten Handlungskonzept Innenstadt wird der Herrengarten bereits 2014 als „baulicher Fremdkörper“ bezeichnet und der  

„Abriss des Gebäudekomplexes Herrengarten und die Herrichtung des Areals als öffentliche Platz - bzw. Grünfläche“ angestrebt 

(Universitätsstadt Siegen, 2023). 
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Schon heute ist das Siegufer zu einem Anziehungspunkt für Studierende und Einwohnende 

geworden. Auch Cafés haben sich angesiedelt. Früher, so ein Gesprächspartner vo r Ort, 

seien die Siegener samstags zu Hause geblieben. Heute gehen sie auch mal auf einen 

Kaffee in die Innenstadt. Zum Zeitpunkt der Untersuchung bepflanzte die Stadt den einge-

zäunten Herrengarten mit einer temporären Wildblumenwiese. Nach Abschluss der Arbei-

ten wird er das Siegufer als Erholungsraum in der Innenstadt ergänzen und der Bevölke-

rung für vielfältige Aktivitäten wie Stadtfeste zur Verfügung stehen. Die Umgestaltung der 

Innenstadt und des direkten Lebensumfeldes der Siegener trägt somit auch zu einem kul-

turellen Wandel bei. 

Renaturierung einer Industriebrache in Wattrelos 

Das PCUK-Gelände liegt am Rande der Gemeinde Wattrelos in der Metropolregion Lille 

(MEL). Die ca. 47 ha große Fläche lag seit Ende der 1970er Jahre brach, wie es für die 

postindustrielle Region typisch ist. Da es sich um einen ehemaligen Standort der chemi-

schen Industrie handelte, war der Boden entsprechend stark mit Schadstoffen belastet 

(Baldin, 2022, Rn. 1). Bereits 1984 erwarb die Gemeinde Wattrelos Teile des Geländes, 

insbesondere die große Phosphorgipshalde – ein Berg aus Gipsrückständen aus der che-

mischen Produktion. Die Gemeinde führte dort erste Bodensanierungs- und Renaturie-

rungsmaßnahmen durch (Baldin, 2022, Rn. 12ff.). Ein Großteil des Geländes verblieb je-

doch im Besitz mehrerer privater Eigentümergesellschaften. Diese teilten die Flächen wei-

ter auf. Die Gemeinde konnte daher die Sanierung und Renaturierung in den Folgejahren 

nicht weiterführen. 

Anfang der 2000er Jahre wurde eine zunehmende Verunreinigung des Trinkwassers durch 

kontaminierte Industriebrachen festgestellt. Da die Metropolregion bereits eine übergeord-

nete Politik zur Renaturierung der zahlreichen Industriebrachen in ihrer Region verfolgte, 

beschloss sie, das Projekt voranzutreiben (Baldin, 2022, Rn. 21). Das Établissement public 

foncier Hauts-de-France (EPF HdF, damals EPF Nord-Pas-de-Calais) brachte die notwen-

digen Ressourcen und das Know-how mit. Die Eigentümer:innen einigten sich deshalb in 

einer Kooperationsvereinbarung darauf, ca. zwei Drittel des Geländes an das EPF HdF zu 

verkaufen. Dieses koordinierte zwischen 2007 und 2010 den Abriss, die Bodensanierung 

sowie die Renaturierung und übergab nach Abschluss der Arbeiten die Grundstücke an die 

Metropolregion (s. Abb. 3). 

Mittlerweile sind zwei Drittel des Geländes renaturiert und ein Teil des Geländes wurde zu 

einem öffentlich zugänglichen Landschaftspark umgestaltet. Dieser fügt sich heute in die 

übergeordnete blau-grüne Infrastruktur der Metropolregion ein und wird von Jogger:innen, 

Ausflügler:innen und Radfahrer:innen gleichermaßen genutzt (Baldin, 2022, Rn. 24). 

A B B I L D U N G  3 :  E N T W I C K L U N G  D E R  E I G E N T U M S V E R H Ä L T N I S S E  D E S  P C U K - G E L Ä N -

D E S  

 

Eigene Darstellung nach (Baldin, 2022, S. 8). Kartengrundlage: IGN 
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Politischer Wille als zentrale Erfolgsbedingung 

Die Altlastensanierung des PCUK-Geländes wurde aufgrund der komplizierten Eigentums-

verhältnisse und der hohen technischen Anforderungen lange aufgeschoben und erst 

durchgeführt, als ein öffentlicher Akteur im Auftrag der Kommune das Gelände erwarb. 

Auch der Herrengarten in Siegen wäre ohne den Flächenerwerb nicht entwickelt worden: 

„Solche Grünflächen in dieser Qualität an einem so exponierten Standort, der eigentlic h 

auch wirtschaftlich genutzt werden könnte, sind nur möglich, wenn die Kommune sagt: Wir 

übernehmen das, weil wir unwirtschaftlich handeln können. Wir können zum Wohle der 

Bevölkerung sagen, wir kaufen diese Fläche und haben keine Einnahmen davon“  (Mitar-

beiterin Stadt Siegen, 2023). 

Die Beispiele Siegen und Wattrelos veranschaulichen die vielfältigen Argumente für die 

Notwendigkeit einer aktiven Erwerbspolitik. Sie zeigen aber auch, welche sozialen, öko-

nomischen und ökologischen Anforderungen heute an Freiräume im Rahmen der doppelten 

Innenentwicklung gestellt werden und welche Wirkungen sie für die Bevölkerung entfalten 

– sowohl in den urbanen Zentren als auch im suburbanen Raum.  

Trotz dieser Bedeutung und Wirkung der (sub)urbanen Freiräume bleibt der poli tische Wille 

ein zentrales Hemmnis für die Entwicklung urbanen Grüns und den dafür notwendigen 

Flächenerwerb (s. Abb. 4). Auch in den beiden Beispielen ist der vorhandene politische 

Wille – neben Faktoren wie der Zusammenarbeit mit der Städtebauförderung oder dem 

Know-how des EPF – als zentrale Erfolgsbedingung zu nennen. Es ist zumindest fraglich, 

ob ohne den Handlungsdruck durch die hohe Schadstoffbelastung des Trinkwassers und 

die übergeordnete Revitalisierungsstrategie der Metropolregion das PCUK-Gelände rena-

turiert worden wäre. Auch die Mitarbeiterin der Stadt Siegen identifizierte im Gespräch di e 

langfristige Planung und Zielverständigung als wichtigste Erfolgsbedingung von Freiraum-

entwicklungen und damit verbundenen Grundstücksankäufen. Durch den langfristigen 

Konsens aller Beteiligten, dass der neue Herrengarten an der Stelle des Geschäftshauses 

entstehen soll, konnte die Politik die Mittel für den Flächenerwerb im Rahmen des Vor-

kaufsrechts trotz des hohen Kaufpreises kurzfristig aus dem Haushalt frei geben, bevor sie 

durch die Städtebauförderung erstattet wurden. Ebenso betonten beide Expert:innen, wie 

wichtig der politische Wille für eine aktive Erwerbspolitik zur Entwicklung von Freiräumen 

ist. „Am Ende sind es politische Entscheidungen“ (Fauvet, 2023). 

A B B I L D U N G  4 :  H E M M E N D E  F A K T O R E N  B E I  D E R  E N T W I C K L U N G  U R B A N E N  G R Ü N S  

I M  R A H M E N  D E R  I N N E N T W I C K L U N G  

 

Eigene Darstellung nach (Böhm et al., 2016, S. 104) 
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Angesichts des oben genannten schwierigen Spannungsfeldes, insbesondere im Hinblick 

auf die Wirtschaftlichkeit von Freiräumen, ist die Notwendigkeit des politischen Willens 

nicht verwunderlich. Politiker:innen müssen gut begründen, warum sie Grundstücke – im 

Zweifelsfall zum Preis eines Geschäftshauses wie in Siegen – aufkaufen, um diese dann 

als Grünflächen zu nutzen, die keine Einnahmen generieren, sondern Kosten verursachen. 

Dabei gilt es auch, sich gegen andere bauliche Nutzungsansprüche durchzusetzen. Dies 

ist insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Flächenknappheit in vielen Kommunen 

relevant, da Flächen innerhalb der Verwaltung zwischen verschiedenen Ressorts stark um-

kämpft sind. Dies erschwert die Entscheidung über den Erwerb von Flächen für die Frei-

raumentwicklung. Somit erscheint eine wirklich ganzheitliche bodenpolitische Strategie für 

die Freiraumentwicklung in diesem politischen Spannungsfeld kaum realisierbar  (siehe 

Abb. 4). 

Es gibt zahlreiche Ansätze zur Überwindung politischer Hürden, die sich nicht ausschließ-

lich auf die Erwerbspolitik konzentrieren, wie z. B. die Einführung einer Verpflichtung zu 

qualitativ hochwertiger grüner Infrastruktur auf kommunaler Ebene. 1 Aber auch mit der Ein-

führung solcher Rahmenbedingungen sind die Kommunen bei der Sicherung und Entwick-

lung ihrer Freiräume mit der Notwendigkeit konfrontiert, Flächen zu erwerben. Eine genau-

ere Betrachtung, wo hier die Hürden liegen, ist daher von besonderer Bedeutung.  

2.3 Hürden kommunaler Erwerbspolitiken 

Die Stadt Siegen setzte in ihrer Innenstadt das Sanierungsgebiet 'Siegen-Mitte' fest, um 

die Aufenthaltsqualität zu verbessern und die Besucherfrequenz zu erhöhen (Bundesmi-

nisterium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, 2018). Solche „Sanierungsge-

biete“ werden in Deutschland durch eine Satzung festgelegt und ermöglichen es den Kom-

munen, stärker in die Entwicklung des Gebiets einzugreifen, um städtebauliche Missstände 

zu beheben (Krautzberger, 2018, S. 198). Eines von vielen Instrumenten, die dabei zum 

Einsatz kommen können, ist das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Bauge-

setzbuchs. Die Stadt Siegen nutzte dieses Vorkaufsrecht, um den Herrengarten zu erwer-

ben (Mitarbeiterin Stadt Siegen, 2023). Da nicht immer Flächen freiwillig an die Kommune 

verkauft werden, spielen solche Strategien eine entscheidende Rolle, um an die Flächen 

zu gelangen (Becker et al., 2017, S. 126). 

Es gibt aber auch andere Ansätze, wie z. B. die Grünordnung in Münster. Das Freiraum-

konzept der Stadt mit drei Grünringen und sieben Grünzügen ist in verschiedenen Plan-

werken wie Klimaanpassungskonzepten, Landschaftsplänen und Grünordnungsplänen 

festgehalten. Auf Grundlage dieser Leitbilder werden Bebauungspläne aufgestellt, um die 

Nutzung bestimmter Grundstücke als Freiflächen rechtlich abzusichern. Die Bebauungs-

pläne bilden wiederum die Grundlage für die Begründung eines Vorkaufsrechts oder einer 

Enteignung (Becker et al., 2018, S. 32f.). Dieses Deklinieren von übergeordneten Konzep-

ten hin zur rechtsverbindlichen Planung ist auch für Frankreich typisch (Larramendy & 

Chollet, 2022, S. 25ff.). Ein Beispiel hierfür ist das Projekt Seine in Plaine Commune im 

Großraum Paris, bei dem der Mäander der Seine für die Klimaanpassung aufgewertet und 

stärker mit den Stadtteilen vernetzt werden soll. Auf der Grundlage einer Studie  – die wie-

derum die Freiraumentwicklungsziele des regionalen Schéma Directeur de la Région Île-

de-France konkretisiert – wird die Nutzung als Freiraum entlang der Seine im PLU rechtlich 

gesichert (Métropole du Grand Paris, 2019, S. 69ff.). Auch in Frankreich werden in anderen 

Fällen solche planerischen Festlegungen der Nutzung z. B. mit präfektoralen Erlassen wie 

der déclaration d’utilité publique (DUP) oder der Ausweisung eines Gebietsradius mit be-

sonderen Zugriffsrechten in den PLU kombiniert, um Enteignungen und die Anwendung 

von Vorkaufsrechten zu ermöglichen (Munoz & Pele, 2023, S. 3-4;10). 

 

1
 Deshalb empfiehlt das Deutsch-Französische Zukunftswerk in einer weiteren Handlungsempfehlung, dass beide Regierungen ei-

nen regulatorischen Rahmen schaffen, der Kommunen verpflichtet, grüne Infrastruktur zu erhalten und auszubauen, und beides 

verbindlich in den kommunalen Haushalt absichert.  
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A B B I L D U N G  5 :  V E R Z A H N U N G  D E R  I N S T R U M E N T E  B E I  D E R  K O M M U N A L E N  E R W E R B S -

P O L I T I K  

 

Eigene Darstellung 

Begrenzte Möglichkeit kurzfristiger, kleinteiliger und preisregulierter Ankäufe  

Eine langfristige Planung ist einerseits elementar, um die für die Erwerbspolitik notwendige 

Zielverständigung in der Politik und Verwaltung herzustellen (vgl. Mitarbeiterin Stadt Sie-

gen, 2023; Pätzold, 2023). Das Ineinandergreifen der verschiedenen Instrumente dient 

aber auch als Rechtfertigung, warum eine Kommune eine bestimmte Fläche beplanen 

und/oder erwerben will und eine andere nicht. In Deutschland spricht man davon, dass die 

Kommunen damit dem sogenannten „Grundsatz der Gleichbehandlung“ nachkommen (Tas-

tel & Rettich, 2020, S. 93). Das aufeinander aufbauende und langfristige Vorgehen ist also 

notwendig, um rechtlich korrekt vorzugehen (vgl. Fauvet, 2023; Pätzold, 2023). Dies steht 

jedoch im Gegensatz zur Praxis auf dem Grundstücksmarkt, in der eher spontane Gele-

genheitskäufe begünstigt werden (vgl. Mitarbeiterin Stadt Siegen, 2023; Pätzold, 2023). 

Als weitere Hürden für eine flexible Erwerbspolitik werden in der deutschen Literatur die 

jährliche Planung, die sparsame Ausgabenlogik und die konjunkturabhängige Finanzlage 

der kommunalen Haushalte identifiziert (Adrian et al., 2021, S. 73; Holm & Horlitz, 2022, 

S. 13).1 Die Festsetzung der Nutzung als Freifläche in PLU und Bebauungsplänen spielt 

zudem eine entscheidende Rolle. Die Pläne dienen nicht nur der Vorbereitung von Vor-

kaufsrechten und Enteignungen, sondern auch der Preisregulierung der zu erwerbenden 

Grundstücke. In der Regel wird erst danach das Grundstück – zum Preis einer Freifläche 

– frei erworben, vorgekauft oder enteignet (s. Abb. 5).  

Übergeordnete Planungskonzepte, wie z. B. grüne Ringe oder die Aufwertung eines Na-

turraumes wie der Seine, führen dabei gezwungenermaßen dazu, dass Freiflächen ten-

denziell in größeren Räumen konzentriert werden (Pätzold, 2023). Die Planung kleinteiliger 

Freiflächen ist im Sinne des „Grundsatzes der Gleichbehandlung“ schwer zu rechtfertigen 

(vgl. Pätzold, 2023). Dann ist es in der Regel notwendig, begleitende bauliche Entwicklun-

gen zu planen, um den Wertverlust durch die Festsetzung von Grünflächen für die privaten 

Eigentümer:innen auszugleichen. Auch andere Planungsinstrumente, die es der Kommune 

theoretisch ermöglichen würden, die Grundstückskosten durch Abschöpfung der privaten 

Planungsgewinne zu finanzieren, erfordern eine solche begleitende Bebauung. 2 Die ge-

zielte Entwicklung einzelner Freiflächen ohne begleitende Bebauung, wie sie z. B. für 

Klimaanpassungsmaßnahmen erforderlich ist, ist planerisch nur eingeschränkt möglich , 

obwohl genau diese wohnortnahen Flächen von den Menschen nachgefragt werden . Der 

Erwerb einer einzelnen Fläche kann dann häufig – wie im Beispiel Siegen – nur zum Preis 

einer Baufläche erfolgen (vgl. Becker et al., 2017, S. 126). 

Die Stadt Siegen war aufgrund der hohen politischen Zielverständigung und der grund-

sätzlichen Bereitschaft der Städtebauförderung, die Kosten des Grunderwerbs zu über-

nehmen, bereit, den Ankauf durchzuführen (Mitarbeiterin Stadt Siegen, 2023). Inwieweit 

ein solches Vorgehen auf Kommunen mit deutlich höheren Bodenpreisen übertragbar ist, 

 

1
 Interessanterweise wird diese Problematik in den französischen Quellen und Leitfäden kaum oder nur indirekt erwähnt. Dies wir ft 

zumindest die Frage auf, ob die Flexibilisierung der Ankäufe durch die EPF dieses Problem erleichtert hat. Mehr dazu in Kapitel 3.  
2
 Bei der in Deutschland häufig für die Freiraumentwicklung angewandten Umlegung (Pätzold, 2023)  werden begleitend zu einem 

Bebauungsplan die Grundstücke in einem Gebiet neu verteilt. Erfährt ein privater Eigentümer durch die Planung eine Wertsteige-

rung, kann die Kommune bei der Neuordnung mehr Flächen für die öffentliche Infrastruktur, z. B. Freiflächen, vorhalten, ohne 

diese direkt bezahlen zu müssen. Bei der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme (SEM) wiederum übernimmt die Gemeinde ein 

größeres Entwicklungsgebiet in ihr Eigentum, bevor es als Bauland ausgewiesen wird. Sie entwickelt das Gebiet und gibt anschl ie-

ßend die bebauten Grundstücke ab, kann aber die Flächen für die öffentliche Infrastruktur, wie z. B. Freiflächen, im öffentlichen 

Eigentum behalten und die Kosten für den Erwerb und die Entwicklung über die Einnahmen aus den Baugrundstücken querfinan-

zieren (Bunzel, 2018). 
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bleibt jedoch fraglich (vgl. Becker et al., 2017, S. 126). Guillaume Fauvet stellte im Inter-

view die begrenzten Möglichkeiten der Preisregulierung als größte Hürde der Flächener-

werbspolitik für die Freiraumentwicklung in Frankreich heraus.  

In Deutschland fordern Wissenschaftler:innen immer wieder die Einführung eines preisre-

gulierten Vorkaufsrechts, beispielsweise für den gemeinwohlorientierten Wohnungsbau 

(Heinz & Belina, 2019, S. 22). Insbesondere für die Freiraumentwicklung und die damit 

verbundenen Finanzierungsherausforderungen erscheint eine solche Preisregulierung 

sinnvoll – jedoch auch verfassungsrechtlich schwierig umzusetzen. Die französische Re-

gierung hat mit der Einführung eines Vorkaufsrechts für „bestehende Grünflächen und Po-

tenzialflächen zur Renaturierung in der Stadt“ im Juli 2023 zumindest die Notwendigkeit 

erkannt, kleinteilige und kurzfristige Grundstückskäufe im Rahmen der Freiraumentwick-

lung zu erleichtern.1 Eine Preisregulierung ist damit jedoch nicht verbunden.  

Bindung von finanziellen und personellen Ressourcen durch juristische Hürden  

Die Einführung eines neuen Vorkaufsrechts im Jahr 2021 in Frankreich ermöglicht Kom-

munen neue Spielräume, da der Begründungsaufwand für einen Ankauf deutlich geringer 

ist. Allerdings handelt es sich um ein sehr neues Instrument. Daher müssen die tatsächli-

chen Auswirkungen abgewartet werden (Fauvet, 2023). 

In Siegen haben die ursprünglichen Verkaufsparteien das Verfahren rechtlich nicht ange-

griffen. Ein solch reibungsloser Ablauf ist jedoch bei Vorkaufsrechten oder Enteignungen 

nicht immer gegeben. Ein Beispiel für schwierige juristische Auseinandersetzungen ist ein 

Uferweg am Groß-Glienicker See in Potsdam. In diesem Fall sind 19 Eigentümer:innen 

gegen den Bebauungsplan und die darauf aufbauende Enteignungen vorgegangen. Ob-

wohl die Enteignungsbehörde in der Mehrheit der Fälle zugunsten der Stadt entschieden 

hat, sind die Eigentümer:innen vor das Landgericht gezogen. Der Rechtsstreit dauert wei-

ter an (Zschiek, 2023). Die ersten Ankaufsbemühungen der Stadt reichen bis ins Jahr 2004 

zurück (Fischer, 2011), sodass aufgrund der langwierigen Verhandlungen, Planungen, Ent-

eignungs- und Gerichtsverfahren fast 20 Jahre vergangen sind. 

Das Beispiel Potsdam verdeutlicht: Kommunen greifen bei einer aktiven Boden- und Er-

werbspolitik stark in das Eigentum privater Eigentümer:innen ein und berühren dabei sehr 

unterschiedliche Rechtsgebiete wie Verfassungs-, Städtebau- und Naturschutzrecht. 

Selbst wenn eine Kommune rechtlich korrekt vorgeht, birgt die Anwendung der Instrumente 

nicht nur das Risiko juristischer Auseinandersetzungen, sondern bindet auch finanzielle 

und personelle Ressourcen. Zudem muss das Personal über entsprechendes Fachwissen 

verfügen, was im deutschen Kontext von Holm & Horlitz (2022, S. 8) und Adrian et al. 

(2021, S. 52) als eine der größten Hürden bzw. als zentrale Erfolgsbedingung gesehen 

wird. Tastel & Rettich (2020, S. 85) bezeichnen den Boden deshalb auch als „juristisches 

Labyrinth“ und sehen hohe Hürden bei der Durchsetzung von Gemeinwohlinteressen. Dies 

trifft insbesondere auf die Freiraumentwicklung und den damit verbundenen Wertverlust 

zu, der private Eigentümer:innen schnell dazu veranlassen kann, juristisch gegen eine 

Maßnahme vorzugehen (Fauvet, 2023; Pätzold, 2023).  

 

Limitierungen in Förderprogrammen und mangelnde Strukturen der ganzheitlichen 

Finanzierung 

Neben dem Zugriff stellt die Finanzierung der Entwicklung und Pflege von Grünflächen ein 

immer wiederkehrendes Hindernis in der Erwerbspolitik dar. Obwohl das PCUK-Gelände 

aufgrund der notwendigen Altlastensanierung ein Sonderfall ist, wurden hier fast zehnmal 

mehr Mittel für die Bodensanierung und Flächenentwicklung als für den Flächenerwerb 

aufgewendet (EPF Nord-Pas-de-Calais, 2016). Dies verdeutlicht die im ersten Teil der Stu-

 

1
 Seit der Gesetzesneuerung kann dieses Vorkaufsrecht von den Kommunen allgemein dafür eingesetzt werden, um laut Artikel 

L211-1-1 des code de l'urbanisme „gegen die Versiegelung von Böden“ anzukämpfen, was den Kommunen einen großen Spielraum 

gibt und z. B. Grundstücke mit hohem Potenzial für das Flächenrecycling zu erwerben (Fauvet, 2023). 

 Inspiration für Deutschland (und Frankreich)?:  Die Communauté Urbaine d’Arras (CU 
Arras) wendet seit mehreren Jahren eine von der Planung losgelöste DUP (s.o. S.13) 
an, um ihre grün-blaue Infrastruktur zu entwickeln. Die laut CU Arras unkomplizierte 
Anwendung dieser Methode zum Erwerb von Grundstücken zum Preis einer Grünfläche 
(centre ressource du développement durable, n.d.) erscheint sowohl für eine häufigere 
Anwendung im französischen Kontext als auch als Anregung für eine mögliche Einfüh-
rung in das deutsche Städtebaurecht vielversprechend. Eine Übertragbarkeit auf das 
deutsche Rechtssystem müsste jedoch gesondert geprüft werden.  
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die beschriebene Grundprämisse: Die Frage der Finanzierung darf sich nicht auf den Kauf-

preis beschränken. Von noch größerer Bedeutung sind die Kosten für die Erschließung der 

Fläche sowie die dauerhaft anfallenden Unterhaltungskosten. Neben der bereits erwähn-

ten Preisregulierung beim Flächenerwerb versuchen Kommunen daher, wie im Beispiel des 

PCUK-Geländes1, möglichst viele Akteur:innen in die Finanzierung einzubeziehen. Eine 

besondere Bedeutung kommt dabei den Mitteln der (Städtebau)Förderung zu (s. Abb. 3). 

A B B I L D U N G  6 :  B E D E U T U N G  V E R S C H I E D E N E R  F I N A N Z I E L L E R  M I T T E L  B E I  D E R  

G R Ü N F L Ä C H E N E N T W I C K L U N G  

 

Eigene Darstellung nach (Böhm et al., 2016, S. 103) 

Auch in Siegen hat die Städtebauförderung sowohl den Erwerb als  auch die Herstellungs-

kosten mit dem Programm Aktive „Stadt- und Ortsteilzentren" gefördert (s.o.). Wie dabei 

mit den zwischenzeitlichen Mieteinnahmen des Geschäftshauses umgegangen werden 

sollte, war Gegenstand der Beratungen bei der Bestimmung der Fördersumme (Mitarbei-

terin Stadt Siegen, 2023). Im Ergebnis ermöglichte die Städtebauförderung eine Kombina-

tion von Einnahmen und Fördermitteln unter der Bedingung, dass die erzielten Einnahmen 

ausschließlich für die Entwicklung der Grünfläche verwendet werden. Durch die Berech-

nung und jährliche Meldung der Mieteinnahmen über einen Zeitraum von fast 10 Jahren 

von Erwerb bis Abriss entstand für die Stadt Siegen ein nicht unerheblicher Verwaltungs-

aufwand (Mitarbeiterin Stadt Siegen, 2023). 

In der Programmstrategie des Nachfolgeprogramms „Lebendige Zentren" (Städtebauför-

derung, 2022) werden Grundstückskäufe nicht explizit als förderfähige Maßnahmen ge-

nannt. In der Regel sind die Mittel zudem nicht auf die bodenpolitischen Abläufe abge-

stimmt und darüber hinaus stark umkämpft (Pätzold, 2023).2 Ob eine zusätzliche Querfi-

nanzierung der Herstellungskosten für Freiflächen systematisch vorgesehen ist, wird in 

den Strategien nicht angegeben. 

In Frankreich subventioniert das zentrale Förderprogramm für die ökologische Transfor-

mation, der Fonds vert, gezielt Flächenankäufe für die Freiraumentwicklung, insbesondere 

zur Klimaanpassung. Es bietet zudem die Möglichkeit, Ankäufe direkt mit Zuschüssen zu 

den Entwicklungskosten und der Arbeit eines EPF und ihren Querfinanzierungsstrukturen 

zu kombinieren (Ministère de la transition écologique et de la cohésion des territoires, 

2024, S. 3ff.) – mehr hierzu im folgenden Kapitel. 

  

 

1
 An den Kosten für die Renaturierung des PCUK-Geländes haben sich beispielsweise neben der Gemeinde Wattrelos und der Met-

ropolregion Lille auch die privaten Eigentümergesellschaften (Rhodia Chimie, Ekinox , Intercoop), die Agence de l'eau Artois-Picar-

die, das staatliche Städtebauförderungsprogramm Fonds d'Aménagement National du Territoire  sowie der Europäische Fonds für 

regionale Entwicklung (EFRE) beteiligt (EPF Nord-Pas-de-Calais, 2016). 
2
 Gleiches gilt für die Programmstrategien der zwei anderen Städtebauförderungsprogrammen, wobei unter Maßnahmen wie „quali-

tätsvolle Grün- und Freiflächen“ oder „Maßnahmen zur Schaffung und Erhaltung von Grün- und Freifächen“ auch Ankäufe fallen 

könnten, aber nicht explizit genannt werden (Bundesministerium für Wohnen & Stadtentwicklung und Bauwesen, 2023a, S.  9ff.; 

Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, 2023b, S.  36ff.). 
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Letztlich bleibt aber bei beiden Systemen eine langfristige Belastung der Kommunen durch 

Unterhaltungskosten bestehen – ein Modell zur ganzheitlichen Finanzierung von Frei- und 

Grünflächen fehlt noch. Es gibt jedoch vielversprechende Instrumente, die zumindest in 

Ansätzen den Ankauf, die Instandsetzung sowie die Pflege von Freiflächen durch Kommu-

nen begünstigen. Wie diese funktionieren und angepasst werden könnten, diskutieren wir 

im folgenden Kapitel. 

3 EPF und Bodenfonds als 
unterstützende Struktu-
ren? 

Um die Hürden der kommunalen Erwerbspolitik für die Freiraumentwicklung zu adressie-

ren, empfiehlt das Deutsch-Französische Zukunftswerk die Anpassung der EPF und der 

Bodenfonds als bereits bestehende Instrumente zur Unterstützung des Flächenerwerbs. 

Sowohl die Bodenfonds als auch die EPF sind in der Regel nicht auf die (sub)urbane Frei-

raumentwicklung ausgerichtet. Der Berliner Ankaufsfonds und das Établissement public 

foncier Hauts-de-France (EPF HdF) haben jedoch bereits erfolgreich Flächen für die 

(sub)urbane Freiraumentwicklung erworben. Aus ihren Erfahrungen lassen sich Potenziale 

für die kommunale Freiraumentwicklung erkennen und erste Ideen ableiten, wie die Emp-

fehlung des Zukunftswerks konkretisiert werden kann. 

3.1 Ganzheitliche Begleitung durch EPF  

Bei den französischen Établissements publics fonciers (EPF) handelt es sich um eigen-

ständige öffentliche Einrichtungen auf interkommunaler bzw. regionaler Ebene. Sie sind im 

französischen Code de l'urbanisme, zu Deutsch Städtebaugesetz, als bodenpolitische In-

stitutionen verankert und haben trotz regionaler Unterschiede die gleiche Hauptaufgabe, 

nämlich gemäß Artikel L321-1 bzw. L324-1 „bodenpolitische Strategien zur Mobilisierung 

von Bauland“ zu entwickeln. Die EPF erwerben für öffentliche – meist kommunale – Vor-

habenträger:innen stellvertretend Grundstücke für Entwicklungsprojekte, halten diese für 

einen bestimmten Zeitraum und bereiten sie für die Entwicklung vor. Um eine dafür not-

wendige eigenständige Struktur mit Personal zu finanzieren, verfügen sie über ein eigenes 

Budget (Dupont, 2011, p. 730). Nach einer vorher festgelegten Frist geben sie die Flächen 

an die Kommune oder einen von ihr benannten Projektentwickler zurück (Planchet et al., 

2015a, S. 5). Diese setzen dann das geplante Projekt um.  

EPF können auf Initiative der Gemeinden gegründet werden. In diesem Fall spricht man 

von einem Établissement public foncier local (EPFL) (Blanc, 2023, S. 17; Fatôme et al., 

2012, S. 134). Alternativ dazu gibt es die vom französischen Staat gegründeten Établisse-

ments publics fonciers d’état (EPFE), die sich stärker an den nationalen Strategien und 

Entwicklungsabsichten für eine Region orientieren (Fatôme et al., 2012, S. 134; Planchet 

et al., 2015a) und sich auf Bereiche mit besonderen sozialen oder wirtschaftlichen Umbrü-

chen konzentrieren. Dahingegen sind die EPFL mehr auf die lokale Entwicklungspolitik 

fokussiert (Pillet et al., 2013, S. 84). 

Obwohl die Gründung von EPF nicht verpflichtend ist, haben sie sich in ganz Frankreich 

etabliert, so dass im Jahr 2020 93 % der französischen Bevölkerung im Einzugsgebiet 

eines EPFE lebten (Blanc, 2023, S. 20). Der Schwerpunkt der EPF hat sich in der Vergan-

genheit von der wirtschaftlichen Entwicklung eines Gebiets in den 1970er Jahren hin zur 

Wiedernutzung von Industriebrachen in den 80er und 90er Jahren verlagert und kon-

zentriert sich heute vor allem auf den Wohnungsbau (Dupont, 2011, S. 730). Inzwischen 

sind auch Biodiversitäts- oder Naturschutzprojekte in den strategischen Programmen der 

meisten EPF-Maßnahmen verankert. Damit kommen die EPF ihrem seit 2014 im Artikel L -

324-1 bzw. L-321-1 des Städtebaurechts verankerten Auftrag nach, Flächen im Sinne der 

Nachhaltigkeit zu mobilisieren und zu renaturieren. Die Mobi lisierung von Bauland für Woh-

nen, Gewerbe oder Infrastruktur macht jedoch in der Regel den Großteil der Maßnahmen 
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aus.1 Die (sub)urbane Freiraumentwicklung wird im Gesetz nicht explizit als Handlungsfeld 

der EPF benannt. Auch deshalb konzentrieren sich die meisten EPF vor allem auf die Re-

naturierung landwirtschaftlicher oder industrieller Brachflächen im ländlichen Raum oder 

Biodiversitätsmaßnahmen auf bestehenden Grünflächen.2 

A B B I L D U N G  7 :  Z U S T Ä N D I G K E I T S B E R E I C H E  V O N  E P F E  U N D  E P F L  I M  J A N U A R  2 0 2 3  

 

(Ministère chargé du logement, 2023) 

Das Établissement public foncier Hauts-de-France (EPF HdF) ist eines der ersten EPFE, 

die in Nordfrankreich gegründet wurden, um brachliegende Industrieflächen in der postin-

dustriellen und strukturschwachen Region aufzuwerten (Dupont, 2011, S. 730; Fatôme et 

al., 2012, S. 126). Das EPF HdF hat sich frühzeitig auf Renaturierungsmaßnahmen dieser 

eher suburbanen Brachflächen in der gesamten Region konzentriert und weitere vergleich-

bare Projekte betreut (Lemoine, 2012, S. 3; Mitarbeiter EPF HdF, 2023). Diese Projekte 

beinhalten vereinzelt auch Renaturierungsmaßnahmen in städtischen Zentren, wie z. B. 

ein Stadtwald auf einer ehemaligen Brachfläche in der Avenue Alfred Van Pelt im Zentrum 

von Lens. 

Flexibilisierung kommunaler Erwerbspolitiken 

Wie im ersten Kapitel der Studie erläutert, sind Haushaltslogiken nur bedingt auf kleintei-

lige und schnelle (Gelegenheits-)Ankäufe ausgelegt. Eine Flexibilisierung der Ankaufs-

strukturen ist gerade im Rahmen der doppelten Innenentwicklung von besonderer Bedeu-

tung, um kleinteiliger in die Freiraumentwicklung eingreifen zu können.  Für das PCUK-

Gelände war eine solche Flexibilisierung nicht erforderlich, da der Verkauf der Fläche von 

allen Beteiligten gewollt war – jedoch trug der EPF als externer Akteur entscheidend dazu 

bei, die verschiedenen Akteure an einen Tisch zu bringen (Mitarbeiter EPF HdF, 2023). 

Grundsätzlich stellen die EPF jedoch eine vom Haushalt und auch von der Verwaltung 

getrennte Struktur für den Ankauf zur Verfügung. Das EPF fordert den Kaufpreis inklusive 

der angefallenen Vorbereitungskosten (z. B. für die Altlastensanierung beim PCUK-Ge-

lände) erst zum Zeitpunkt der Übergabe an die Kommune. Dementsprechend muss die 

 

1
 Es ist schwierig, die Maßnahmen nach Art der Entwicklung in Relation zu setzen, da die für die Freiraumentwicklung erworbenen 

Flächen wesentlich größer, aber in der Regel wesentlich kostengünstiger sind als Flächen für den Wohnungsbau. D er Mitarbeiter 

des EPF HdF schätzte die Anzahl der Renaturierungsprojekte auf ca. 10 % der durchgeführten Projekte. Es gibt nur wenige Ge-

schäftsberichte der EPF, die die Anzahl der Projekte nach Entwicklungsart aufschlüsseln und Renaturierungsmaßnahmen geson-

dert ausweisen. Diejenigen, die gefunden werden konnten, weisen in der Regel noch  geringere Zahlen auf, wie z. B. der EPF 

Bretagne mit 1% der neuen Projekte im Jahr 2023 (Établissement Public Foncier de Bretagne, 2024, S. 9). Insgesamt finden sich 

wenig öffentlich zugängliche, übersichtliche und vergleichbare Informationen zu den Gesch äftsaktivitäten der EPF, wie auch z. B. 

Albrecht et al. (2013, S. 70) und Dupont (2014, S. 562) bereits angemerkt hatten. 
2
 Für die Verteilung der Projekte kann man teilweise auf die Kartenportale von EPF zugreifen, wie z. B. das Kartenportal des EP F 

HdF: https://sig.epf-hdf.fr/index.php 
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Kommune zum Zeitpunkt des Kaufs lediglich nachweisen, dass die Finanzierung zu einem 

späteren Zeitpunkt gesichert ist (Pillet et al., 2013, S. 84). Dies ermöglicht den Kommunen 

einen deutlich flexibleren und kurzfristigeren Erwerb (Association des EPFL, 2019, S. 3; 

Dupont, 2011; Persyn, 2015, S. 108). 

Unterstützung über die Anwendung der Instrumente hinaus 

Neben der mangelnden Flexibilität in Haushaltsstrukturen ist das begrenzte Instrumenta-

rium und die fehlende Expertise in der Anwendung bodenpolitischer Instrumente ein ent-

scheidendes Hindernis für einen kleinräumigen und preisregulierten Zugriff auf Flächen. 

Die EPF stehen den Kommunen während des gesamten Entwicklungsprozesses mit ihrem 

transdisziplinären Personal zur Seite und unterstützen sie in vielfältiger Weise bei den 

einzelnen Schritten. Die Art und Weise, wie ein EPF die Kommunen bei ihren bodenpoliti-

schen Strategien unterstützt, ist von EPF zu EPF unterschiedlich. 

Sie können im Vorfeld tätig werden und Machbarkeits- oder Marktstudien erstellen sowie 

die Gemeinden bei der Finanzierung ihrer Projekte beraten (Blanc, 2023, S. 23). Auch der 

Einsatz von Planungsinstrumenten kann Teil dieser Beratung sein (Blanc, 2023, S. 24; Du-

pont, 2011, S. 731). Darüber hinaus wird in der Literatur und von den EPF selbst immer 

wieder betont, dass die regionalen Kenntnisse der EPF über die Grundstücksmärkte und 

die daraus resultierende bessere Verhandlungsposition wesentlich dazu beitragen können, 

die Grundstückskosten für die Kommunen zu senken (Association des EPFL, 2019, S. 16; 

Dupont, 2014, S. 558). Die Literatur und Planungshandbücher weisen immer wieder auf 

die Bedeutung der Unterstützung durch die stellvertretende Durchführung von Käufen hin . 

Diese kann durch freie Verhandlungen, die stellvertretende Anwendung des Vorkaufsrechts 

oder die Durchführung von Enteignungen erfolgen (Blanc, 2023, S. 24f.; Dupont, 2011, 

S. 731f.; Planchet et al., 2015b, S. 4). Für diese Aufgaben tragen die EPF – neben der 

Verwaltung und Vorbereitung der Grundstücke vor der Übergabe an die Gemeinde , dem 

sogenannten portage foncier – die Verantwortung (Planchet et al., 2015b). Sie haben sich 

im Laufe der Zeit, insbesondere mit ihrem speziell geschulten Personal ein erhebliches 

juristisches Fachwissen angeeignet. Aufgrund dieser Expertise kennen sie erfolgverspre-

chende Strategien und rechtliche Feinheiten in komplizierter werdenden Konstellationen 

und können somit die Kommunen erheblich unterstützen (Blanc, 2023, S. 26; Fauvet, 

2023). 

A B B I L D U N G  8 :  A U F G A B E N B E R E I C H E  V O N  E P F  

 

Eigene Darstellung nach (Planchet et al., 2015b, S. 4) 

Die Entwicklung des PCUK-Geländes zeigt zudem, dass diese Expertise über die korrekte 

Anwendung der Instrumente beim Ankauf hinausgeht und bis in den portage foncier hin-

einreicht. Vor der Übernahme durch das EPF traute sich keiner der Akteure in Wattrelos 

eine Altlastensanierung in dieser Größenordnung zu. Erst durch die Intervention de s EPF 

HdF und dessen Erfahrung in der Renaturierung von Industriebrachen konnte das Projekt 

in Angriff genommen werden (Mitarbeiter EPF HdF, 2023). Dies verdeutlicht, dass die EPF 

in der Lage sind, Expert:innen passend zu den in der Region vorhandenen Problemen zu 

rekrutieren und den Kommunen die notwendige Expertise, z. B. für Altlastensanierung und 

Renaturierung, zur Verfügung zu stellen (Blanc, 2023, S. 23; Mitarbeiter EPF HdF, 2023). 

Auch wenn das EPF HdF dies nicht tut (Mitarbeiter:in BIM, personal communication, n.d.) , 

können EPF während der Phase des portage foncier zudem auf Fördermittel wie den Fonds 

vert zurückgreifen (Ministère de la transition écologique et de la cohésion des territoires, 

2024, S. 3ff.), sodass die Kommunen dies nicht machen müssen. 

Für all diese Schritte – über die Entwicklung einer Strategie, zur Durchführung der Ankäufe 

oder der Vorbereitung der Flächen für die weitere Entwicklung – müssen die Kommunen 

kein eigenes Personal mehr vorhalten oder extern beauftragen, was insbesondere für klei-

nere Städte und Gemeinden von erheblicher Bedeutung ist (Blanc, 2023, S. 37; Fatôme et 

al., 2012, S. 130) und eine effiziente Bündelung von Ressourcen zu sein scheint. 
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Ansätze zur Querfinanzierung 

Die Kaufpreise sind zwar ein zentrales Element der Bodenpolitik, können bei der Freiraum-

entwicklung jedoch nicht losgelöst von den übrigen Kosten betrachtet werden. Aufgrund 

der langfristigen Entwicklungs- und Pflegekosten muss die Frage der Finanzierung der 

Freiraumentwicklung ganzheitlich betrachtet werden, was ein Hemmnis für die kommunale 

Erwerbspolitik darstellt. Die EPF bieten hier teilweise bereits Unterstützung an. 

Die vom EPF HdF gewährten minorations, zu Deutsch Vergünstigungen, haben sich als 

sehr konkrete Unterstützung erwiesen. Auf diese Weise können die EPF je nach Schwer-

punktsetzung bestimmten weniger rentablen Projekten besondere Aufmerksamkeit widmen 

(Blanc, 2023, S. 51). Das EPF HdF bietet diese minorations nicht in der Freiraumentwick-

lung allgemein, wohl aber bei Renaturierungsprojekten an (Mitarbeiter EPF HdF, 2023). 

Zum Zeitpunkt des PCUK-Geländes wurden diese minorations noch nicht angeboten. 

Heute übernimmt das EPF HdF jedoch bei vergleichbaren Renaturierungsprojekten 80 Pro-

zent der Herstellungskosten (Mitarbeiter EPF HdF, 2023).  

EPF finanzieren diese Vergünstigungen durch verschiedene Einnahmequellen (Associa-

tion des EPFL, 2019, S. 20): 

◼ Die Taxe Spéciale d'Equipement (TSE), eine zweckgebundene Grundsteuer in Höhe 

von maximal 20 € pro Person und Jahr; 

◼ Bußgelder für die Nichteinhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Mindestanteils 

von 20 % Sozialwohnungen in jeder Gemeinde; 

◼ Subventionen wie die des Fonds vert (siehe oben); 

◼ Sonstige Einnahmen wie Mieteinnahmen oder Grundstücksverkäufe; 

◼ (Grundstücks-)Schenkungen (Association des EPFL, 2019, S. 37ff.; Planchet et al., 

2015b, S. 3); 

◼ die Aufnahme von Schulden.1 

A B B I L D U N G  9 :  B I L A N Z  V O N  G R U N D S T Ü C K S G E S C H Ä F T E N  V O N  E P F  

 

(Blanc, 2023, S. 49) 

Im Laufe der Zeit und mit zunehmender Anzahl von Grundstückstransaktionen werden 

auch innerhalb der EPF finanzielle Spielräume geschaffen, während die Grundstücke ge-

halten werden (Pillet et al., 2013, S. 94). Wenn ein EPF z. B. mehrere lukrative Transakti-

onen in einer Phase durchführt oder Zwischennutzungen ansiedelt, kann es einen Teil der 

Einnahmen nutzen, um z. B. die Vergünstigungen für die weniger rentablen Renaturie-

rungsprojekte zu verwenden (vgl. Blanc, 2023, S. 51). Dennoch fehlt es nach wie vor an 

ganzheitlichen ökonomischen Modellen zur Finanzierung der Freiraumentwicklung durch 

die EPF (vgl. Blanc, 2023, S. 60; Mitarbeiter EPF HdF, 2023). 

 

1
 Die TSE hat eine „Hebelwirkung“, da etwa das Dreifache der Einnahmen aus der TSE vom EPF für den Flächenerwerb ausgeliehen 

werden kann (Blanc, 2023, S. 47; Planchet et al., 2015a, S. 4). 
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3.2 Flexiblere Erwerbspolitik durch Bodenfonds 

In Deutschland gibt es ebenso wie die EPFs in Frankreich ausgelagerte Strukturen zur 

Erleichterung des kommunalen Flächenerwerbs – die sogenannten Bodenfonds. Allerdings 

zeigt ein Blick auf den Berliner Ankaufsfonds und den Berliner Bodenfonds (BBF), dass 

diese sich in ihrer Funktionsweise von den EPF deutlich unterscheiden.  

Nach der Wende und dem Mauerfall häufte das Land Berlin hohe Schulden an und ver-

kaufte zahlreiche Grundstücke und Immobilien, um Einnahmen zu generieren (Silomon-

Pflug & Heeg, 2013, S. 193f.). Erst um das Jahr 2014, angesichts einer sich abzeichnen-

den Wohnungsnot und enger werdender Handlungsspielräume in der Stadtentwicklung, 

beschlossen die politischen Entscheidungsträger:innen, den Verkauf öffentlicher Liegen-

schaften zu stoppen und wieder aktiv Grundstücke anzukaufen (Der Senat von Berlin, 

2019, S. 5). Zu diesem Zweck richtete das Land Berlin 2018 den Berliner Ankaufsfonds 

und 2020 den BBF Berliner Bodenfonds (BBF) ein.  

Der Ankaufsfonds ist im „Sondervermögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt und Nach-

haltigkeitsfonds“ (SIWANA) angesiedelt. Das Sondervermögen ist für Investitionen vorge-

sehen, die im Rahmen des Stadtwachstums notwendig werden (SenFin, 2020). Der An-

kaufsfonds wird dabei durch eine einmalige Einlage in Höhe von 150 Millionen Euro aus 

dem SIWANA finanziert (Senatsverwaltung für Finanzen, 2017). 10 Millionen Euro des An-

kaufsfonds sind ausschließlich für die Grünflächenentwicklung vorgesehen (Senatsverwal-

tung für Finanzen, 2017, S. 2). Bisher hat die BIM Berliner Immobilienmanagement GmbH 

(BIM) mit diesen Mitteln einzelne Grünflächen angekauft, kleinteilig gesichert und entwi-

ckelt, wie z. B. die Uferpromenade Gatow/Lerchenstraße im Bezirk Spandau oder den 

Hegauer Weg/Buschgraben in Steglitz-Zehlendorf (Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr 

und Klimaschutz Berlin, S. 4) – und damit eher in Randbezirken. Darüber hinaus verfolgt  

die BIM mit den Mitteln des Ankaufsfonds einen Ankauf von Flächen in sechs großen Ber-

liner Naturräumen (Adams, 2023). Auch diese Flächen liegen am Stadtrand. Berlin entsie-

gelt und qualifiziert diese Flächen und verbucht sie als Ausgleichsmaßnahmen auf dem 

sogenannten „Berliner Ökokonto“. Benötigt ein größeres Bauvorhaben im Berliner Stadt-

gebiet eine Ausgleichsmaßnahme, z. B. für die durch das Vorhaben versiegelte Fläche, 

können Entwickler:innen auf das Ökokonto einzahlen und sich so nachträglich an den Kos-

ten der Maßnahmen auf den von der Stadt angekauften Flächen beteiligen. Das Ökokonto 

(und der Ankaufsfonds) soll so einen Beitrag zur Verknüpfung von baulicher Verdichtung 

und Freiraumsicherung und -entwicklung leisten (Neunkirchen et al., 2019, S. 10ff.). 

Die Ankäufe des Ankaufsfonds werden vollständig aus den verfügbaren SIWANA-Mitteln  

finanziert, sodass nach Ausschöpfung der Mittel keine neuen Flächen angekauft werden 

können (Adams, 2023). Dem gegenüber steht der Berliner Bodenfonds (BBF). Ihm wurde 

in den Gründungsjahren als neu gegründete Tochtergesellschaft der BIM eine Krediter-

mächtigung in Höhe von 290 Millionen erteilt, mit dem die BIM dann Grundstücke erwerben 

kann. Die Kredite werden über einen Zeitraum von 40 Jahren aus dem Landeshaushalt 

sowie Miet- und Pachteinnahmen getilgt (siehe Abb. 10). Das Ziel des BBF ist es, auf diese 

Weise eine langfristige Bodenbevorratung zu betreiben (Der Senat von Berlin, 2020). Der-

zeit werden jedoch keine Freiflächen über den Bodenfonds erworben, sondern überwie-

gend bedarfsorientierte Ankäufe getätigt, wie z. B. für eine geplante Geflüchtetenunter-

kunft im Bezirk Reinickendorf (Adams, 2023; Der Senat von Berlin, 2023, S.2). 

Die Modelle des BBF und des Ankaufsfonds unterscheiden sich somit grundlegend und 

spiegeln die Vielfalt der Bodenfonds in ganz Deutschland wider. Der Begriff des Boden-

fonds ist nicht durch ein Gesetz festgeschrieben und wird deshalb unterschiedlich gedeu-

tet. Dullien et al. (2020) und die Rosa-Luxemburg-Stiftung (2020) heben vor allem den 

Charakter von Bodenfonds als kommunale Strukturen hervor. Aber auch auf der Ebene der 

Bundesländer wird der Begriff oder Abwandlungen davon verwendet, so z. B. in Berlin mit 

dem „Ankaufsfonds“ oder in Baden-Württemberg mit dem „Grundstücksfonds“. Manche Bo-

denfonds werden in eine eigenständige Gesellschaft überführt und finanzieren sich durch 

Kreditaufnahme – andere werden durch Einmalzahlungen aus dem Haushalt finanziert  

(Rosa-Luxemburg-Stiftung, 2020). Die Verwendung der erworbenen Flächen hängt von der 

jeweiligen Zielsetzung des Fonds ab. Zwar gibt es auch andere Bodenfonds, die auf diese 

Weise Grundstücke erwerben, um Ausgleichsmaßnahmen zu bündeln 1, doch stellt der An-

kaufsfonds durch den gezielten Ankauf von Freiflächen im (sub)urbanen Raum eine Be-

sonderheit dar.2 Damit wird deutlich, dass es sich bei den Bodenfonds, im Gegensatz zu 

den EPF, nicht um eine vom Gesetzgeber vorgegebene standardisierte  Struktur handelt. 

 

1
 Z. B. der Ökologische Bodenfonds RVR Ruhr Grün. 

2
 Auch in der Literatur wird die Bedeutung von Bodenfonds für die Baulandmobilisierung hervorgehoben  (Adrian et al., 2021, S. 73; 

Rosa-Luxemburg-Stiftung, 2020; Heinz & Belina, 2019, S. 23). 
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Der Grundgedanke bleibt jedoch derselbe: die Schaffung eines Sondervermögens (z. B. 

als zweckgebundener Haushaltsposten) oder einer Struktur außerhalb des Haushalts , mit 

der eine Kommune Grundstücke erwerben oder in den sie Grundstücke einlegen kann 

(Dullien et al., 2020, S. 5). 

Flexibilisierung ohne zusätzliche Begleitung der Kommunen 

Mit dem Berliner Ankaufsfonds werden die Mittel für den Flächenerwerb des Landes und 

der Bezirke gewissermaßen „reserviert“, indem sie innerhalb eines Sondervermögens aus 

dem Haushalt ausgegliedert werden. Damit soll  – wie bei den EPF – der BIM ein festes 

Vermögen zur Verfügung gestellt werden, das sie für Grundstücksankäufe des Landes Ber-

lin und der Bezirke flexibel und kurzfristig einsetzen kann. Dies ist der Grundgedanke der 

meisten Bodenfonds (Dullien et al., 2020, S. 5f.; Rosa-Luxemburg-Stiftung, 2020). 

Für den Ankaufsfonds spielt darüber hinaus die Zweckbindung der Mittel für die Grünflä-

chenentwicklung eine entscheidende Rolle. Durch die klare Zuweisung der Mittel zum 

Grünflächenerwerb wird mittelfristig sichergestellt, dass neue Flächen erworben werden 

können, was auch die tägliche Arbeit und potentiell die Umsetzung des Berliner Ökokontos 

erleichtern soll (Adams, 2023). Im Ergebnis ist die Grünflächenentwicklung – zumindest 

bis zur Ausschöpfung der Mittel – fest in der Berliner Erwerbspolitik verankert. 

Der Ankaufsfonds verfügt nicht über eigenes Personal, das Berlin bzw. die Bezirke zusätz-

lich unterstützt. Dies liegt jedoch sicherlich auch daran, dass er in einer großen Liegen-

schaftsverwaltung eines Stadtstaates mit entsprechender Expertise angesiedelt ist . An-

dere Bodenfonds, wie z. B. der Grundstücksfonds Baden-Württemberg, werden von soge-

nannten Landgesellschaften verwaltet. Diese privatrechtlich organisierten Gesellschaften 

mit einer Mehrheitsbeteiligung der Bundesländer und anderer öffentliche Körperschaften 

dienen als Unterstützer bei der Entwicklung des ländlichen Raums. Inzwischen begleiten 

die Landgesellschaften Kommunen in unterschiedlichen Feldern der ländlichen Entwick-

lung und führen beispielsweise Sanierungsmaßnahmen durch, tätigen Vorkaufsrechte oder 

erwerben Flächen für den Straßenbau (Goetz, 2019, S. 61). Dabei treten einige dieser 

Landgesellschaften mit ihren Bodenfonds, ähnlich wie die EPF, als Zwischenerwerber auf 

(Dullien et al., 2020, S. 7).1 

Denkbare Ansätze der Querfinanzierung beim Ankaufsfonds und dem BBF 

Die Verknüpfung des Ankaufsfonds mit dem Berliner Ökokonto ermöglicht, Mittel aus Kom-

pensationsmaßnahmen größerer Projekte gebündelt in die Qualifizierung der angekauften 

Flächen fließen zu lassen. Damit wird zumindest in den größeren Naturräumen des Öko-

kontos die Finanzierung der Freiraumentwicklung ganzheitlicher – vom Ankaufspreis bis 

zu den Entwicklungskosten – gedacht. Ein solches Modell wurde von Blanc als ein Lö-

sungsansatz für die ganzheitliche Finanzierung von Renaturierungen im Rahmen de r EPF 

genannt (Blanc, 2023, S. 60). Auch Guillaume Fauvet betonte im Gespräch mit uns, dass 

es in der französischen Praxis zwar erste Modelle zur sinnvollen Bündelung von Geldern 

und Maßnahmen aus Kompensationsmaßnahmen gibt, diese aber noch nicht weit verbrei-

tet sind. Innerhalb des Ankaufsfonds selbst gibt es jedoch keine Querfinanzierungsstruk-

turen. Der Fonds „reserviert“ lediglich finanzielle Mittel, die von der BIM ausgegeben wer-

den können. Der Ankaufsfonds bietet somit keine Potenziale zur Kostensenkung in der 

Freiraumentwicklung wie z. B. die EPF mit den minorations. 

Anders könnte dies zukünftig beim BBF aussehen. Die Gesellschaft kauft Grundstücke 

mithilfe von Krediten an. Die Tilgung dieser Kredite finanziert die Gesellschaft über 

Mieteinnahmen sowie Eigenkapital aus dem Landeshaushalt. Langfristig könnten die Flä-

chen – z. B. nachdem sie abbezahlt wurden – als Freiflächen benutzt werden. Außerdem 

wäre es denkbar mit wachsenden Einnahmen aus lukrativeren Nutzungen (z. B. Gewerbe) 

die Kredittilgung von Freiflächen – ähnlich wie bei den EPF – quer zu finanzieren (Adams, 

2023). Ein Hindernis dafür liegt aktuell darin, dass diese Spielräume erst erwirtschaftet 

werden müssen und der Bodenfonds dafür eine Weile bestehen muss. Zudem muss für die 

Kredittilgung das Grundstücksgeschäft sicherstellen, dass Einnahmen generiert werden, 

um den Ankauf zu refinanzieren. Das schließt den Erwerb von Freiflächen aktuell per se 

aus (Adams, 2023). Auch aus diesem Grund werden derzeit keine Freiflächen über den 

BBF, sondern lediglich über den Ankaufsfonds erworben (vgl. Der Senat von Berlin, 2023). 

 

1
 Der 2020 gegründete Grundstücksfonds Baden-Württemberg ist beispielsweise in der Landsiedlung Baden-Würtetemberg GmbH 

angesiedelt. Sie erwirbt - wie die EPF - im Auftrag der Kommunen Grundstücke und hält diese so lange, bis die Kommunen über 

die notwendigen Mittel verfügen.  
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Ob diese Vorteile beim BBF zukünftig tatsächlich für die Freiraumentwicklung genutzt wer-

den (können), ist aktuell aufgrund der kurzen Dauer des Bestehens des Fonds ungewiss 

(Adams, 2023). 

A B B I L D U N G  1 0 :  V E R T R A G S M O D E L L  D E S  B B F  

 

(Der Senat von Berlin, 2020, S. 8) 

Sowohl die EPF als auch die Bodenfonds haben somit durchaus Potenzial, die Freiraum-

entwicklung zu fördern, sind jedoch in der Regel nicht darauf ausgerichtet. Da sich beide 

Strukturen von anderen EPF und Bodenfonds unterscheiden, ist es durchaus möglich, dass 

weitere ungenutzte Potenziale im Allgemeinen und für die Freiraumentwicklung im Beson-

deren bestehen. Es wäre daher sinnvoll, die tatsächliche Wirkung von EPF und Boden-

fonds generell besser zu evaluieren.1 

3.3 Denkbare Anpassungen 

In seiner Handlungsempfehlung zur nachhaltigen Ausrichtung bodenpolitischer Ins tru-

mente schlägt das Zukunftswerk vor: „Bestehende Instrumente zur Unterstützung des Flä-

chenankaufs, wie zum Beispiel die Établissements Publics Fonciers (EPF) in Frankreich 

und die Grundstücks- und Bodenfonds in Deutschland sollten angepasst werden, sodass 

Kommunen der Erwerb und die Bevorratung finanziell weniger ertragreicher, jedoch für die 

nachhaltige Entwicklung wesentlicher, Frei- und Grünflächen erleichtert wird.“2 Mit der vor-

liegenden Analyse der Potenziale der Instrumente konkretisieren wir diese Empfehlung. 

  

 

1
 Auch wenn aufgrund der überwiegend positiven Resonanz der Kommunen auf die EPF von einer unterstützenden Wirkung auszu-

gehen ist, fehlt es bisher an tatsächlich messbaren Daten, um die unterstützende Wirkung zu belegen.  Albrecht et al. (2013, S. 70) 

und Dupont (2014, S. 562) hatten daher bereits ein besseres Monitoring der tatsächlichen Wirkung der EPF gefordert.  
2
 https://df-zukunftswerk.eu/bodenpolitische-instrumente-nachhaltig-ausrichten  

https://df-zukunftswerk.eu/bodenpolitische-instrumente-nachhaltig-ausrichten
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Um deutschen Kommunen den Erwerb von Grün- und Freiflächen zu erleichtern, könnten 

die Bodenfonds wie folgt angepasst werden: 

◼ Institutionalisierung der Bodenfonds: Die französischen EPF zeigen, welche Wir-

kung erzielt werden kann, wenn auf nationaler Ebene eine öffentliche Institution ge-

schaffen wird, die die kommunale Erwerbspolitik unterstützt : Die politischen Barrieren 

für eine aktive Erwerbspolitik in der Praxis werden zwar nicht vollständig, aber doch 

signifikant abgebaut (Association des EPFL, 2019, S. 3; Dupont, 2011, vgl. Planchet 

et al., 2015b, S. 4). Ähnlich sollte in Deutschland ein klarer rechtlicher Rahmen ge-

schaffen werden, der Bodenfonds in Bundesgesetzen, z. B. im Baugesetzbuch, veran-

kert. Dies würde die bundesweite Etablierung und Vereinheitlichung des Instrumenta-

riums fördern. 

◼ Aufgabenbereich der (sub)urbanen Freiraumentwicklung einführen: Um die 

(sub)urbane Freiraumentwicklung gezielt zu fördern, müsste dies klar im Aufgabenbe-

reich der Bodenfonds verankert werden. Das Beispiel des Ankaufsfonds zeigt, dass es 

dafür sinnvoll ist, einen Teil der Mittel für Freiflächen zu reservieren, um Verteilungs-

kämpfe zu vermeiden und einen flexiblen und kurzfristigen Mitteleinsatz zu ermögli-

chen. 

◼ Ganzheitliche Begleitung der Kommunen:  In Anlehnung an die EPF wäre es sinn-

voll, die Bodenfonds von einer reinen Fondsstruktur zu einer begleitenden öffentlichen 

Einrichtung weiterzuentwickeln. Die Verbindung der Bodenfonds mit der Arbeit der 

Landgesellschaften, wie es teilweise schon der Fall ist, erscheint hierbei erstmal  als  

ein logischer Ansatz, auch weil dabei Personal und Expertise, wie bei den EPF, sinn-

voll auf einer übergeordneten Ebene gebündelt und den Kommunen bereitgestellt 

werden. Dies müsste jedoch in einem tiefergehenden Vergleich der Institutionen ge-

nauer geprüft werden. 

◼ Mehr finanzielle Mittel bereitstellen und Querfinanzierung etablieren:  Neben der 

Reservierung von Mitteln innerhalb der Fonds könnten die Fördermittel für die Frei-

raumentwicklung des Bundes oder der Länder stärker mit der Arbeit eines Boden-

fonds verzahnt werden, wie dies beim Fonds Vert in Frankreich der Fall ist. Darüber 

hinaus sollten explizite Querfinanzierungsmöglichkeiten innerhalb und außerhalb der 

Fondsstrukturen – z. B. mit Ökokonten – etabliert werden. Auch hier spricht einiges 

dafür, die Fonds mit der Arbeit der Landgesellschaften zu verknüpfen, da diese z.  T. 

auch Ökokonten betreiben und den Kommunen bereits heute ihre Expertise bei der 

Beantragung von Fördermitteln zur Verfügung stellen.  

Um den französischen Kommunen den Erwerb von finanziell weniger rentablen Frei - und 

Grünflächen zu erleichtern, könnten die EPF wie folgt angepasst werden: 

◼ Verankerung der Freiraumentwicklung als Aufgabe im Städtebaurecht: Vergleich-

bar mit Renaturierungs- oder Naturschutzmaßnahmen sollte die urbane Freiraument-

wicklung explizit in den Aufgabenbereich der EPF aufgenommen werden. Dies würde 

die EPF verpflichten, sich intensiver mit ihr auseinanderzusetzen, sie in ihre Arbeit zu 

integrieren und die vorhandenen Potenziale auf die Freiraumentwicklung auszurich-

ten. Dabei wäre zu prüfen, ob ein verpflichtender Anteil an Projekten oder ein Fonds 

für die Freiraumentwicklung, analog zum Ankaufsfonds, möglich und sinnvoll ist. 

◼ Gezielte Unterstützung bei der (strategischen) Planung der Freiraumentwick-

lung: Vereinzelt unterstützen die EPF die Kommunen neben dem Ankauf bereits bei 

der strategischen Planung und der Anwendung von Planungsinstrumenten. Insbeson-

dere für die Freiraumentwicklung sind diese Schritte wichtig. Eine stärkere Unterstüt-

zung der Kommunen durch die EPF wäre gerade in diesen Punkten sinnvoll.  

◼ Mehr minorations für die Freiraumentwicklung: Flankierend zur Ausrichtung der 

EPF auf die Freiraumentwicklung sollten ebenso systematisch minorations vergeben 

werden, um die Kommunen bei der Finanzierung von Freiräumen zu unterstützen. Um 

die minorations zu erhöhen, könnte auch hier die Haltedauer durch den EPF verlän-

gert werden, um gezielt Zwischennutzungen auf zukünft igen Freiflächen anzusiedeln 

und so Einnahmen zu generieren (vgl. Blanc, 2023, S. 49). Darüber hinaus könnte z. 

B. der Fonds vert in anderen Teilen stärker mit den EPF verzahnt werden, um insge-

samt eine Reduzierung der finanziellen Belastung zu erreichen (vgl. Blanc, 2023, 

S. 61). Zudem könnten Kompensationsmodelle wie die Site Naturel de Compensation 

(SNC) mit der Arbeit der EPF verknüpft werden, um die Gelder aus Kompensations-

maßnahmen gebündelt bereit zu stellen, wie dies beim Berliner Ankaufsfonds der Fall 

ist. 
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4 Schlussbetrachtung 

Die Zielsetzung des ZAN hat der Bodenpolitik in Frankreich neue Impulse gegeben.  Aber 

auch in Deutschland bleibt das Thema Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

hochaktuell. Längst steht nicht mehr der reine Bodenschutz im Mittelpunkt. Vielmehr ist es 

klar definiertes Ziel, eine doppelte Innenentwicklung beim sozial-ökologischen Umbau bei-

der Länder voranzutreiben. Die Freiraumentwicklung wird dabei für Mensch und Natur im-

mer wichtiger, aber auch immer schwieriger zu gestalten. Den Kommunen kommt hier eine 

große Verantwortung zu, denn sie müssen diese Freiraumentwicklung letztlich forcieren 

und eine proaktive Bodenpolitik entwickeln, die Antworten auf die zunehmenden Nutzungs-

konkurrenzen im Freiraum und mit anderen (baulichen) Nutzungen findet – eine Mammut-

aufgabe. 

Dennoch zeigen die Beispiele von Wattrelos und Siegen in ganz unterschiedlichen Kon-

texten, wie diese Aufgabe angegangen werden kann. Sowohl in verdichteten Stadträumen 

als auch auf suburbanen Brachflächen können durch Flächenerwerb Transformationspro-

zesse im Stadtgefüge angestoßen werden, die die Städte und ihr direktes Umfeld ökologi-

scher und sozialer gestalten. Dies kann bereits heute in größere Strukturen wie Boden-

fonds und EPF integriert werden, um Bodenpolitik für die Freiraumentwicklung auf einer 

strategischeren Ebene zu verankern. Bislang handelt es sich jedoch nur um erste Ansätze, 

die auf eine breitere Maßstabsebene übertragen werden müssen.  

Die zentrale Frage bleibt bei einer solchen Skalierung: Welche Bodenpolitik brauchen wir, 

um mit weniger Fläche eine immer anspruchsvollere Stadtentwicklung zu gestalten und 

welche besonderen Aufgaben kommen dabei der Freiraumentwicklung zu? In diesem Bei-

trag konnten wir erste potenzielle Aufgaben skizzieren. Die Ausweitung des kommunalen 

Grundstücksbestands und die Erwerbspolitik sind zentrale Bestandteile  – gleichzeitig aber 

im aktuellen politischen Spannungsfeld schwieriger als bei anderen Nutzungen. Zudem 

stößt das bodenpolitische Instrumentarium aufgrund der f inanziellen Einschränkungen bei 

der Freiraumentwicklung an Grenzen. Den Kommunen muss deshalb ein kleinteiligerer, 

kurzfristiger und preisregulierter Zugriff erleichtert werden, da genau diese wohnortnahen 

Flächen bei der Freiraumentwicklung in der doppelten Innentwicklung von besonderer Be-

deutung sind. Die Finanzierung muss noch stärker ganzheitlich gedacht werden und den 

Kommunen die Möglichkeit geben, die finanzielle Belastung so gering wie möglich zu hal-

ten.  

Für all diese Anforderungen sind Anpassungen der planerischen Instrumente sowie des 

Vorkaufs- und Enteignungsrecht denkbar – und wahrscheinlich auch notwendig. Unsere 

Untersuchung zeigt aber auch in ersten Ansätzen, dass Bodenfonds und EPF als flankie-

rende Strukturen, die die Anwendung bestehender Instrumente erleichtern und eine Quer-

finanzierung in Ansätzen ermöglichen, durchaus Potenziale für die Freiraumentwicklung 

bieten. Gerade weil die Einführung neuerer und konsequenterer Instrumente, wie z. B. ein 

preisreguliertes Vorkaufsrecht, verfassungsrechtlich schwierig umzusetzen ist, erscheint 

eine externe Begleitstruktur für die Kommunen sinnvoll.  

Der deutsch-französische Blick zeigt zudem, dass die kommunale Erwerbspolitik durch 

mutige nationale Rahmenbedingungen deutlich erleichtert werden kann: Die  französische 

Nationalregierung hat über die EPF eine Institution etabliert (Dupont, 2014, S. 552), die 

Erwerbspolitik als klares Ziel der Kommunalpolitik festsetzt und begleitet. Dieser konse-

quente und ganzheitliche Ansatz ist sinnvoll, um kommunale Projekte aller Art zu erleich-

tern. Gerade in urbanen Räumen mit komplexen Akteurskonstellationen in verdichteten 

Städten auf immer engerem Raum wird diese ganzheitliche Expertise immer relevanter 

(Blanc, 2023, S. 26; Mitarbeiter EPF HdF, 2023; Réseau national des EPF d’états, 2023, 

S. 17). Die Institution ist jedoch auch ein wichtiger Schritt, um eine nationale Strategie für 

die Bodenpolitik und insbesondere für die Erwerbspolitik zu etablieren und in der lokalen 

Praxis zu verankern. Holm und Horlitz (2022, S. 16) hatten bereits festgestellt, dass eine 

solche dezidierte „Land Policy“ in Deutschland fehlt. 

Unsere Untersuchung konzentriert sich lediglich auf zwei bestimmte Bodenfonds, den 

BBF und den Ankaufsfonds, sowie auf einen bestimmten EPF, den EPF HdF. Für weitere 

Betrachtungen ist es notwendig, auch andere Bodenfonds und EPF zu betrachten. Zu-

dem sind diese beiden Strukturen sehr unterschiedlich. Ein detaillierterer Vergleich der 

französischen EPF und der deutschen Landgesellschaften – als auf den ersten Blick ähn-

liche Strukturen in beiden Ländern – ist daher ebenfalls empfehlenswert.  
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Glossar 

BBF   Berliner Bodenfonds 

BIM   Berliner Immobilien Management 

CU Arras  Communauté Urbaine d’Arras 

DifU   Deutschen Institut für Urbanistik 

DUP   Déclaration d’utilité publique 

EFRE   Europäische Fonds für regionale Entwicklung 

EPF   Établissements publics fonciers 

EPF HdF  Établissement public foncier Hauts-de-France 

EPFE   Établissements publics fonciers d’état  

EPFL   Établissement public foncier local  

FNAU   Federation nationale des agences d’urbanisme  

MEL   Métropole européenne de Lille  

PCUK-Gelände  Ehem. Fabrik Produits Chimiques Ugine Kuhlmann 

PLU   Plan local d‘urbanisme 

SEM   Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 

SIWANA  Sondervermögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt und Nach- 

    haltigkeitsfonds 

SNC   Site Naturel de Compensation 

TSE   Taxe Spéciale d'Equipement  

ZAN   Zéro artificialisation nette 
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